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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordnete 

Frau 

Eid 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Schritte hat die Bundesregierung unter- 
nommen bzw. plant sie, um bei der südafrikani- 
schen Regierung gegen die Verhängung von To- 
desurteüen am 12. Dezember 1985 durch ein Ge- 
richt in Pretoria gegen sechs Personen zu prote- 
stieren, die angebüch ein Mitghed der von dem 
Apartheid-Regime kontrollierten schwarzen 
Stadtverwaltung in Sharpeville getötet haben 
sollen? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 13. März 1986 

Der Bundesregierung ist das Gerichtsverfahren gegen sechs schwarze 
Einwohner des Township Sharpeville bekannt. Der Pretoria Supreme 
Court, ein ordentliches südafrikanisches Gericht, befand die sechs Süd- 
afrikaner in einem Indizienprozeß schuldig, den schwarzen Stadtverord- 
neten Kuzwayo Jacob Dlamini am 3. September 1984 ermordet zu haben. 

Die Angeklagten 

Mojalefa Reginald Sefatsa, 

Reid Malebo Mokoena, 

Oupasa Moses Dinisio, 

Theresa Ramashamola, 

Duma Joshua Khumalo und 
Francis Manentsa Mokhesi 

hatten auf unschuldig im Sinne der Anklage plädiert. Das Gericht 
erkannte am 13. Dezember 1985 auf Todesstrafe durch Erhängen. Der 
Anwalt der Angeklagten hat gegen das Urteü Berufung eingelegt. 

Es handelt sich gegenwärtig noch um ein schwebendes Verfahren. Bis zu 
einer gerichtlichen Entscheidung über die anhängige Berufung ist das 
Urteil nicht rechtskräftig. Interventionen zum gegenwärtigen Zeitpunkt 
würden uns dem Vorwurf aussetzen, in die Rechtsprechung eingreifen zu 
wollen. 

Die Bundesregierung wird den Gang des Verfahrens sorgfältig beobach- 
ten und, sobald notwendig, die Frage der Intervention erneut prüfen. Dies 
entspricht unserem bisherigen Engagement in ähnlichen Fällen. 


2. Abgeordneter 

Schulze 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß einige Kreise, Städte und Ge- 
meinden in der Bundesrepublik Deutschland be- 
stehende Partnerschaften mit Städten und ande- 
ren kommunalen Körperschaften in den Ostge- 
bieten des Deutschen Reiches, die heute unter 
polnischer bzw. sowjetischer Verwaltung stehen, 
aufgekündigt haben, wenn ja, auf welche Part- 
nerschaften trifft dies zu? 


3. Abgeordneter 

Schulze 

(Berlin) 

(CDU/CSU) 


Mit welchen Gründen sind die Aufkündigungen 
der Partnerschaftsbeziehungen erfolgt, und wie 
beurteüt dies die Bundesregierung? 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 13. März 1986 

Partnerschaften oder sonstige formalisierte Beziehungen zwischen Krei- 
sen, Städten und Gemeinden in der Bundesrepublik Deutschland mit 
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solchen, in den heute sowjetisch verwalteten Ostgebieten des ehemali- 
gen deutschen Reiches bestehen nicht. 

Partnerschaften oder sonstige formahsierte Beziehungen zwischen Krei- 
sen, Städten und Gemeinden in der Bundesrepublik Deutschland mit 
solchen, in den heute polnisch verwalteten Ostgebieten des ehemaligen 
deutschen Reiches bestehen nicht. Darüber hinaus gibt es Partnerschaf- 
ten zwischen 


Göttingen 

und Thom, 

Kiel 

und Gdingen, 

Bremen 

und Danzig, 

Hannover 

und Posen, 

Nürnberg 

und Krakau. 


Von einer Aufkündigung einer oder mehrerer dieser Städtepartnerschaf- 
ten ist dem Auswärtigen Amt nichts bekanntgeworden. Auch beim 
Deutschen Städtetag in Köln hegen keine Erkenntnisse über Aufkündi- 
gungen vor. Ergänzend hät der Deutsche Städtetag erläutert, daß die 
Zahl von elf deutsch-polnischen Städtebeziehungen in dem 1982 erschie- 
nenen Verzeichnis „Die Partnerschaften der Städte, Gemeinden und 
Kreise" keine Schlußfolgerungen auf Kündigungen zuläßt, weil seiner- 
zeit auch nicht-formahsierte lockere kommunale Kontakte in das Ver- 
zeichnis auf genommen worden seien. 

4. Abgeordneter 

Rusche 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Staatsministers Möllemann 
vom 13. März 1986 

Dem Auswärtigen Amt hegt kein Antrag auf Unterstützung des 
11. Archäologischen Weltkongresses vor. Auch bei der Deutschen For- 
schungsgemeinschaft ist bis heute kein Förderungsantrag eingegangen. 
Der Kongreß, der ursprünghch an der Universität Southampton vorgese- 
hen war, soll nach Beschluß der International Union of Prehistoric and 
Protohistoric Sciences nach Mainz verlegt werden. 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Zuschüsse 
oder sonstige Zuwendungen für den 11. Archäo- 
logischen Weltkongreß, der im September 1987 
in Mainz stattfinden soll, zu gewähren, und hat 
sie dabei berücksichtigt, daß dieser Kongreß nur 
deshalb in Mainz stattfindet, weil die erwarteten 
Teünehmer aus Südafrika keinen Zutritt zum 
ursprünghchen Veranstaltrmgsort der Universi- 
tät von Southampton erhalten (vgl. Mainzer Ah- 
gemeine Zeitung vom 22. /23. Februar 1986 und 
Times vom 20. Januar 1986)? 


Welche völkerrechtiichen und pohtischen Ähn- 
hchkeiten sieht die Bundesregierung zwischen 
der Kurüenfrage des befreundeten Japan, der 
Frage der von der Staatengemeinschaft in großer 
Mehrheit nicht anerkannten Annexion der Bal- 
tischen Staaten durch die Sowjetunion und den 
territorialen Fragen in bezug auf die Ostgebiete 
Deutschlands? 

Antwort des Staatsministers Dr. Stavenhagen 
vom 13. März 1986 

Die deutschen Ostgebiete sind im Zuge der kriegerischen Ereignisse des 
Zweiten Weltkriegs von der Sowjetunion besetzt worden. Sie sind Teil 
des Gebiets, auf das sich die Berliner Erklärung der Vier Mächte vom 


5, Abgeordneter 

Dr. Czaja 

(CDU/CSU) 
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5. Juni 1945 bezieht, mit der sie - nach der militärischen Kapitulation - 
„supreme authority with respect to Germany" übernehmen. Die Festle- 
gung der Besatzungszonen für Deutschland in den Grenzen vom 
31. Dezember 1937 war bereits vorher im Londoner Protokoll vom 
12. September 1944 und der Ergänz ungsvereinbarung vom 14. Novem- 
ber 1944 erfolgt. Auf der Konferenz von Potsdam am 2. August 1945 sind 
- vorbehaltlich einer endgültigen Festlegung in einer Friedensregelung - 
die bekannten Absprachen der Drei Mächte über Königsberg und das 
angrenzende Gebiet sowie über die westliche Grenze Polens getroffen 
worden (Kapitel VI bzw. IX der Konferenzbeschlüsse). 

Die Bundesregierung hat stets hervorgehoben, daß die Rechte und Ver- 
antwortlichkeiten der Vier Mächte in bezug auf Berhn und auf Deutsch- 
land als Ganzes fortbestehen, weil eine friedens vertragliche Regelung für 
Deutschland noch nicht zustande gekommen ist. 

Entsprechende Vier-Mächte -Verantwortlichkeiten und Absprachen gibt 
es nicht in den beiden anderen Fällen, die in Ihrer Frage genannt werden. 

Die drei Baltischen Staaten sind von der Sowjetunion 1940 annektiert 
worden, nachdem sie zuvor bereits von sowjetischen Truppen besetzt 
worden waren und unter sowjetischer Kontrolle gewählte Parlamente den 
Anschluß an die Sowjetunion beschlossen hatten. Diese Annexion ist 
wegen Verstoß gegen das Völkerrecht nicht allgemein anerkannt wor- 
den. Die Bundesregierung hat wiederholt dargelegt, daß sie auch ihrer- 
seits die Annexion nicht anerkennt. 

Bei der sogenannten Kurilenfrage handelt es sich um eine territoriale 
Streitfrage zwischen Japan und der Sowjetunion. Im Vergleich zur Frage 
der drei Baltischen Staaten und der Gebiete jenseits von Oder und Neiße 
ist die Lage jedoch insofern anders, als die Sowjetunion Japan noch am 
8. August 1945 den Krieg erklärt und wenige Tage später, nachdem 
Japan bereits vor den USA kapituliert hatte, die Inseln nördlich von 
Hokkaido besetzt hat. Japan hat sich stets geweigert, die sowjetische 
Besetzung anzuerkennen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


6. Abgeordneter 

Dr. Schierholz 

(DIE GRÜNEN) 


Wie groß ist die in jedem einzelnen der in Betrieb 
und der in Bau befindlichen Atomkraftwerke in 
der Bundesrepublik Deutschland derzeit die 
noch frei zur Verfügung stehende und anlagen- 
inteme Lagerkapazität für abgebrannte Brenn- 
elemente, und durch welche Maßnahmen und 
vertraghche Grundlagen ist für jede der genann- 
ten Atomanlagen derzeit die gesetzlich vorge- 
schriebene Entsorgungs vor sorge sichergestellt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 14. März 1986 

Die anlageninternen Lagerkapazitäten für bestrahlte Brennelemente 
sowie die erbrachten Entsorgungsvorsorgenachweise sind nachstehend 
betreffend Kernkraftwerke mit Leichtwasserreaktoren zusammengefaßt. 
Die Entsorgungs vor Sorgenachweise für Kernkraftwerke richten sich nach 
den Entsorgungsgrundsätzen für Kernkraftwerke vom 29. Februar 1980 
in der Bekanntmachung vom 19. März 1980 (Drucksache 10/327 S. 16). 
Diese Grundsätze konkretisieren das im Atomgesetz bei der Beurteilung 
der Entsorgungsvorsorge gegebene pflichtgemäße behördliche Er- 
messen. 
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Kernkraftwerke (KKW) mit Leichtwasserreaktoren 


1. In Betrieb 


Lfd. 

KKW 

Frei verfüg- 
bare Kapa- 
zität der 
kernkraft- 
werksinter- 
nen BE-Lager 
in kgSM 

Entsorgungs- 

vorsorge 

nachge- 

wiesen 

bis^) 

1 

BIBA Biblis A 

24 075 

1993 

2 

BIBB Biblis B 

35 845 

1994 

3 

KWO Obrigheim 

9056 

1992 

4 

KKP-1 Philippsburg 

1544 

1993 

5 

GKN-1 Neckarwestheim 

357 

1994 

6 

KKS Stade 

4 284 

1992 

7 

KWU Unterweser 

169 376 

2004 

8 

KWG Grohnde 

308775 

1998 

9 

KKI-1 Isar 

207 576 

1994 

10 

KKG Grafenrheinfeld 

197 248 

1994 

11 

KRB-2 Gundremnüngen B 

433430 

2001 

12 

KRB-2 Gundremnüngen C 

433430 

2000 

13 

KWW Würgassen 

20088 

1992 

14 

KKK Krümmel 

136348 

1996 

15 

KKB Bnmsbüttel 

19 936 

1995 


2. Mit 1. Teilbestriebsgenehmigung 


Lfd. 

KKW 

Frei verfüg- 
bare Kapa- 
zität der 
kernkraft- 
werksinter- 
nen BE-Lager 
in kgSM 

Entsorgungs- 

vorsorge 

nachge- 

wiesen 

bis^) 

16 

KKP-2 Phüippsburg 

308775 

2000 

17 

KKM Mülheim-Kärlich 

266760 

1995 

18 

KBR Brokdorf 

311997 

1999 


3. In Bau^) 


19 

KKE Lingen-Emsland 

— 

— 

20 

KKI-2 Isar 

— 

— 

21 

GKN-2 Neckarwestheim 

— 

— 


Nachweis der Entsorgungsvorsorge durch kraftwerksinterne Lagerung, 
externe Zwischenlagerung und Wiederaufarbeitung in der BundesrepubUk 
Deutschland sowie durch die mit Compagnie Generale des Matieres Nucleaires 
(COGEMA) und British Nucleare Fuels Limited (BNFL) abgeschlossenen Wie- 
deraufarbeitungsverträge. 

Der konkretisierte Entsorgungsvorsorgenachweis wird vor Erteilung der 
1. TBG vorgelegt. 


7- Abgeordneter 
Dr. Schierholz 
(DIE GRÜNEN) 


In welchen Atomkraftwerken werden derzeit 
bzw. in absehbarer Zeit MOX- Brennelemente 
eingesetzt werden, und durch welche Maßnah- 
men und vertragliche Grundlagen ist für die 
diesbezüglich im Betrieb oder in Bau befind- 
lichen Atomanlagen die Entsorgung der MOX- 
Brennelemente sichergestellt? 











Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode 


Drucksache 10/5249 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 14. März 1986 

Mischoxid-Brennelemente werden derzeit in den Kernkraftwerken 
Obrigheim, Neckarwestheim 1, Unterweser und Grafenrheinfeld einge- 
setzt. 

Für die Kernkraftwerke Grohnde, Brokdorf, Phüippsburg 2, Isar 2, Ems- 
land, Neckarwestheim 2 ist der Einsatz von Mischoxid- Brennelementen 
bei den zuständigen atomrechüichen Genehmigungsbehörden der Län- 
der beantragt. 

Für die Entsorgung der Mischoxid- Brennelemente gelten ebenfalls die in 
der Antwort zu Frage 6 genannten Entsorgungsgrundsätze. Die Wieder- 
aufarbeitung von Mischoxid -Brennelementen ist in der Wiederaufarbei- 
tungsanlage Wackersdorf vorgesehen. Technisch wäre eine solche Wie- 
deraufarbeitung auch bei der COGEMA möghch. Aus entsorgungspoÜ- 
tischen Gründen ist wegen der vorgesehenen Wiederaufarbeitung in 
Wackersdorf der Abschluß entsprechender Vereinbarungen mit der 
COGEMA nicht erforderhch. 

8. Abgeordneter 

Wolfgramm 
(Göttingen) 

(FDP) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 17. März 1986 

Derartige Berichte treffen nicht zu. 

9. Abgeordneter 

Senfft 

(DIE GRÜNEN) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 20. März 1986 

Der Bundesreaieruna ist bekannt, daß 

- in den USA' die Verdunstungsemissionen von Personenkraftwagen mit 
Ottomotoren begrenzt sind (SHED-Test) und 

- die von deutschen Herstellern in die USA exportierten Personenkraft- 
wagen mit entsprechenden technischen Einrichtungen ausgerüstet 
sind, um diesen Anforderungen zu genügen. 

Die Bundesregierung hält es für notwendig, neben den vom Motor 
emittierten Schadstoffen auch die Verdunstungsemissionen von Perso- 
nenkraftwagen mit Ottomotoren zu begrenzen. Sie hat daher durch die 
10. Verordnung zur Änderung der Straßenverkehrs-Zulassungs-Ordnung 
(StVZO) vom 24. Juni 1985 in Anlage XXIII zu § 47 StVZO nationale 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß in der 
Bundesrepublik Deutschland hergestellte und 
für den Export in die USA bestimmte Personen- 
kraftwagen mit Aktivkohlefallen ausgerüstet 
werden, um den in den USA vorgeschriebenen 
SHED-Test bestehen zu können, und wenn ja, 
welche Bemühungen unternimmt die Bundesre- 
gierung, um einen dem SHED-Test vergleichba- 
ren Verdunstungswert für Personenkraftwagen 
in der Bundesrepubtik Deutschland einzuführen 
und vorzuschreiben? 


Treffen Berichte zu, nach denen der Verfas- 
sungsschutz in der Vergangenheit Kontakte im 
Zuge von Ost- West- Städtepartnerschaften ob- 
serviert hat, imd handelte es sich hierbei um 
allgemeine Überwachungsmaßnahmen oder la- 
gen spezielle dringende Verdachtsmomente ge- 
gen einzelne Personen vor, die solches Vorgehen 
rechtfertigten? 
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Vorschriften zur Begrenzung der Verdunstungsemissionen, die hinsicht- 
hch des Testverfahrens und der Grenzwerte den US -Vorschriften ent- 
sprechen, aufgenommen. Diese Anforderungen gelten für ab 1. Oktober 
1986 erstmals in den Verkehr kommende Fahrzeuge. 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung auch bei den Europäischen 
Gemeinschaften mit dem Ziel initiativ geworden, in die europäische 
Richtlinie zur Begrenzung der Kraftfahrzeug- Schadstoffe eine entspre- 
chende Regelung aufzunehmen. Der Rat der Europäischen Gemeinschaf- 
ten hat in seiner Sitzung am 28. November 1985 die EG-Kommission um 
Prüfung gebeten, ob in die EG-Richtlinie zur Begrenzung der Schadstoff- 
emissionen aus Kraftfahrzeugen auch die Verdunstungsemissionen ein- 
bezogen werden können. Hierüber wird z. Z. auf Expertenebene beraten. 


10. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
das Beschleunigungsmittel des § 33 Asylverfah- 
rensgesetz auch auf den Bundesbeauftragten für 
Asylangelegenheiten Anwendung finden kann, 
wenn nicht, warum? 


Antwort des Staatssekretärs Neusei 
vom 17. März 1986 


Nach dem Wortlaut findet § 33 Asyl Verfahrensgesetz (Asyl VfG) nicht 
unmittelbar auf den Bundesbeauftragten für Asylangelegenheiten An- 
wendung. 

Den Materialien zum Asylverfahrensgesetz ist zu entnehmen, daß durch 
§ 33 AsylVfG Verschleppungstaktiken von Asylbewerbern entgegenge- 
wirkt und darüber hinaus dem Gericht die Möghchkeit einer prozessua- 
len Erledigung an die Hand gegeben werden soll, wenn Asylbewerber 
aus dem Bundesgebiet ausgereist sind oder prozessuale Mitwirkungs- 
pflichten verletzt haben. In diese Richtung weist auch die Entscheidung 
des Bundesverwaltungserichts vom 23. April 1984 — 9 C 48.84. Danach 
setzt die Aufforderung im Sinne des § 33 AsylVfG einen bestimmten 
Anlaß voraus, der geeignet ist, Zweifel in das Bestehen oder Fortbestehen 
des Rechtsschutzbedürfnisses zu setzen. 

Auch dies spricht gegen eine Anwendung von § 33 AsylVfG auf den 
Bundesbeauftragten für Asylangelegenheiten, als den Vertreter besonde- 
ren öffentlichen Interesses. Gleichwohl hat ein Senat eines Oberverwal- 
tungsgerichts § 33 AsylVfG auf den Bundesbeauftragten angewandt; ob 
er diese Rechtsauffassung aufrechterhalten wird, bleibt abzuwarten. 
Jedenfalls ist der Bundesbeauftragte seit dem Bekanntwerden der 
erwähnten Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts nicht mehr auf 
die Möglichkeit einer Erledigung seiner dort anhängigen Rechtsmittel- 
verfahren im Wege des § 33 AsylVfG hingewiesen worden. 


11. Abgeordneter 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Beurteilung der 
umweit- und gesundheitsgefährdenden Wir- 
kung von Benzol, wie sie in der Studie des Um- 
weltbundesamtes „ Luftqualitätskriterien für 
Benzol“ (1982) vertreten wird, wonach unterhalb 
von 100 ppm keine gesicherten Fälle von Leu- 
kämieen beobachtet werden konnten? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 21. März 1986 

Ja. Eine kürzlich bekanntgewordene Untersuchung aus dem Arbeits- 
platzbereich, nach der unter den dort gegebenen Expositionsbedingun- 
gen auch unterhalb einer Benzolexposition von 100 ppm mit einem 
Krebsrisiko zu rechnen ist, wird derzeit auf ihren Aussagewert geprüft. 
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Hält es die Bundesregierung für möglich, den 
Benzolgehalt in Kraftstoffen, der derzeit nach 
DIN 51607 maximal 5 v. H. betragen darf, 
drastisch zu senken und den entsprechenden 
Grenzwert neu festzusetzen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 21. März 1986 

Der Benzolgehalt ist in der EG durch die Richtlinien vom 20. März 1986 
über den Bleigehalt im Benzin entsprechend einer Empfehlung des 
Umweltbundesamtes vom Juni 1982 auf 5 v. H. im Otto-Kraftstoff 
begrenzt worden. Diese Begrenzung entspricht auch der Forderung der 
Arbeitsgruppe „Krebserzeugende Umwelteinflüsse" innerhalb des 
„Gesamtprogramms zur Krebsbekämpfung" der Bundesregierung. Eine 
einseitige Festlegung durch die Bundesregierung ist EG-rechtlich nicht 
möglich. 

13. Abgeordneter 
Marschewski 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 19. März 1986 

Die Kritik an der mit dem Fünften Gesetz zur Änderung dienstrechtlicher 
Vorschriften vom 25. Juli 1984 (BGBl. I S. 998) eingeführten Regelung des 
Versorgungsabschlages bei Teilzeitbeshäftigung, ermäßigter Arbeitszeit 
oder Urlaub (§ 14 Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 2 Beamtenversorgungsgesetz) 
ist der Bundesregierung bekannt. 

Die auf Initiative des Bundesrates zustande gekommene Regelung war 
aus Gründen der Kostenbegrenzung nicht zu umgehen. 

Der Deutsche Bundestag hat die Bundesregierung gebeten, bis zum 
1. Juni 1986 über die Auswirkungen des Gesetzes vom 25. Juli 1984 zu 
berichten. In diesem Bericht wird zum Versorgungsabschlag Stellung 
genommen werden imd zwar auch aus familienpolitischer Sicht. 


Ist der Bundesregierung die Kritik der Beamten 
im allgemeinen und der Lehrer im besonderen 
an der Malusregelung bei der Versorgung für 
alle nach § 78 b Landesbeamten gesetz (LBG) 
und § 85 a LBG teilzeitbeschäftigten bzw. beur- 
laubten Beamten bekannt, und gedenkt der Bun- 
desminister für Jugend, Familie und Gesundheit, 
im Einvernehmen mit dem Bim desminister des 
Innern trotz der geäußerten Bedenken an diesem 
Vorhaben festzuhalten? 


12. Abgeordneter. 

Wimmer 

(Neuötting) 

(SPD) 


14. Abgeordneter Welche Vorschläge will die Bundesregierung 

Kroll-Schlüter dem Parlament für ein neues Wahlrecht zugun- 

(CDU/CSU) sten der Frau machen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 19. März 1986 

Nach Artikel 38 Abs. 2 des Grundgesetzes in Verbindung mit § 12 Abs. 1 
und § 15 Abs. 1 des Bundeswahlgesetzes sind Frauen ebenso wie Männer 
ab Vollendung des 18. Lebensjahres wahlberechtigt und wählbar. Die 
Bundesregierung sieht keinen Anlaß, dem Parlament Vorschläge für ein 
neues Wahlrecht zugunsten der Frau zu unterbreiten. Dies gilt auch 
insoweit, als die Frage möglicherweise eine Änderung des Wahlsystems 
zugunsten von Frauen als Wahlbewerbern zum Ziele hat. Einseitige 
wahlrechtliche Regelungen nur zugunsten der Frauen sind im Hinblick 
auf den Verfassungsgrundsatz der Wahlgleichheit nicht zulässig. 
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15. Abgeordneter Könnte nicht in einem neuen Wahlrecht auch ein 

Kroll- Schlüter indirektes Stimmrecht für Kinder verankert wer- 

(CDU/CSU) den mit der Begründung, daß es ja bei jeder 

Wahl auch um die Zukunft dieser Kinder geht? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt 
vom 19. März 1986 

Es trifft zu, daß es bei jeder Wahl auch um die Zukunft der Kinder geht. 
Gleichwohl kann ein indirektes Stimmrecht für noch nicht Volljäh- 
rige, wie z. B. durch besondere Stimmen für den oder die gesetzlichen 
Vertreter, aus verfassungsrechtlichen Gründen nicht in Betracht kom- 
men. Eine derartige Regelung verbietet der Verfassungsgrundsatz der 
Gleichheit der Wahl (Artikel 38 Abs. 1 Satz 1 des Grundgesetzes). Dieses 
wahlrechtliche Verfassungsgebot verlangt, daß alle Wahlberechtigten bei 
der Wahl gleich behandelt werden. Dementsprechend muß jeder Wähler 
über das gleiche Stimmrecht verfügen. Historisch gesehen richtet sich 
dieses Verfassungsgebot der Wahlgleichheit gegen das frühere Klassen- 
wahlrecht, das mit Zusatzstimmen für höheres Lebensalter, höhere Bil- 
dung, für Familienväter, Grundeigentümer, Vermögensbesitzer, Steuer- 
zahler ab bestimmter Höhe oder je nach Zugehörigkeit zu bestimmten 
Ständen, Berufen oder sonstigen Personengruppen bei dem Stimmge- 
wicht der einzelnen Wähler differenzierte. 

Im übrigen knüpft Artikel 38 Abs. 2 des Grundgesetzes beim aktiven 
Wahlrecht ausdrücklich an die Vollendung des 18. Lebensjahres an. Für 
eine Änderung dieser Verfassungsbestimmung sieht die Bundesregie- 
rung keine Veranlassung. 

16. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß etwa 

Dolata 250000 Tonnen von umweltbewußten Privat- 

(CDU/CSU) haushalten gesammeltes Altpapier durch Müll- 

verbrennung vernichtet wurden, und wie läßt 
sich diese Aussage verifizieren, wenn von einem 
anderen Verband der Papierindustrie derartige 
Behauptungen als Falschaussage qualifiziert 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 21. März 1986 

Der Bundesregierung liegen keine Informationen vor, daß etwa 
250 000 Tonnen von privaten Haushalten gesammeltes Altpapier durch 
Müllverbrennung vernichtet wurden. Sie hält dies aus folgenden Grün- 
den für unzutreffend: Von den rund 4 Millionen Tonnen Altpapier, die im 
letzten Jahr in der Papierproduktion eingesetzt wurden, stammt lediglich 
ein Anteil von einigen 100 000 Tonnen aus Haushalten; der überwie- 
gende Teil stammt aus der Altpapierverwertung aus Industrie, Handel, 
Gewerbe und Behörden. Vereinzelt sind im vergangenen Jahr Angebots- 
überhänge auf getreten; diese sind teilweise auf rückläufige Exporte, z. T. 
aber auch auf mangelnde Abstimmung der örtlichen Altpapiererfassung 
mit den Papierfabriken zurückzuführen. Der größte Teil der nicht unmit- 
telbar verarbeiteten Altpapiermengen wird derzeit gelagert; diese 
Menge könnte etwa der von Ihnen genannten Zahl von 250 000 Tonnen 
entsprechen. 

Nach den hier vorliegenden Informationen wurden zwar auch Altpapiere 
deponiert und in Müllverbrennungsanlagen energetisch genutzt; dabei 
handelte es sich aber um regionale Einzelfälle und insgesamt relativ 
geringe Mengen. 

Die Papierindustrie hat erklärt, daß sie den Altpapiereinsatz weiter stei- 
gern und damit zusätzliche Altpapiermengen verarbeiten wird. Die künf- 
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tig verstärkte Sammlung von Altpapier aus Haushalten führt somit nicht 
nur zu einer wesentlichen Entlastung des knapp bemessenen Deponie- 
raumes, sondern zur stofflichen Verwertung. Wichtig dabei ist, daß vor 
der Einrichtung neuer Sammelsysteme der Absatz des gesammelten 
Altpapiers gewährleistet ist - am besten durch Verträge mit Papier- 
fabriken. 

17. Abgeordneter Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregie- 

Dolata rung zu ergreifen, um zukünftig sicherzustellen, 

(CDU/CSU) daß gesammeltes Altpapier wegen des zu erwar- 

tenden vermehrten Verbrauchs tatsächhch den 
betreffenden Verarbeitungsfirmen zugeführt 
wird und nicht von marktstarken Verarbeitern 
das Altpapierangebot künstiich knapp und die 
Preise auf einem relativ hohen Niveau gehalten 
werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 21, März 1986 

Die Bundesregierung hat in ihrem Entwurf der Vierten Novelle zum 
Abfallbeseitigungsgesetz das Gebot der Abfallverwertung aufgenom- 
men. Nach Inkrafttreten des Gesetzes sind die abfallbeseitigungspflichti- 
gen Körperschaften verpflichtet, Systeme zur Erfassung und Verwertung 
von Stoffen — z. B. Altpapier — einzurichten; dieses Gebot gilt selbstver- 
ständhch nicht absolut, sondern u. a. unter der Randbedingung, daß für 
die gesammelten Stoffe ein Markt vorhanden ist oder geschaffen werden 
kann. 

Zur Verbesserung der Marktchancen für wachsende Altpapiermengen 
wird die Bundesregierung — neben der Bereitschaft der Papierfabriken 
zum verstärkten Altpapiereinsatz in der Papierproduktion - die Entwick- 
lung weiterer Verwertungsmöglichkeiten für Altpapier fördern. Sie wird 
weiterhin Länder, Kreise und Gemeinden hinsichtlich des Vollzugs des 
Verwertungsgebotes beratend unterstützen. 

Unmittelbare, dirigistische Eingriffe in das Marktgeschehen wird die 
Bundesregierung selbstverständlich nicht vornehmen. 

18. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß die 

Baum Landesbehörden bei Anwendung des Bundesim- 

(FDP) missionsschutzgesetzes und des Atomgesetzes 

berechtigt sind, auch Personen an Genehmi- 
gungsverfahren zu beteiligen, die zwar außer- 
halb des Bundesgebietes ansässig sind, aber 
durch die räunüiche Nähe zu genehmigungsbe- 
dürftigen Betriebsstätten durch die Erteüung 
oder Änderung einer Betriebsgenehmigung in 
ihren Rechten betroffen sein können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 20. März 1986 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß die für die Durchführung 
immissionsschutzrechtlicher und atomrechtlicher Genehmigungsverfah- 
ren zuständigen Landesbehörden befugt sind, auch Einwendungen und 
Stellungnahmen solcher im grenznahen Ausland lebenden Personen ent- 
gegenzunehmen, die im Inland keine rechtlich-geschützten Interessen 
haben, und diese zum Erörterungstermin zuzulassen. Eine entsprechende 
Beteiligung von Grenznachbarn kann mit dazu beitragen, der Genehmi- 
gungsbehörde Informationep über etwaige grenzüberschreitende Aus- 
wirkungen eines Vorhabens auf die Umweltbelange des benachbarten 
Auslandes zu vermitteln. 
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19. Abgeordneter In welchen Ländern der Bundesrepubhk 

Baum Deutschland ist Vorsorge getroffen, um Grenz- 

(FDP) nachbarn an Genehmigungsverfahren zu beteili- 

gen, bzw. in welchen Ländern werden Wünsche 
auf solche Beteüigung von den zuständigen Lan- 
desbehörden abgelehnt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Spranger 
vom 20. März 1986 

Die Bundesregierung begrüßt Maßnahmen, die zu einer Verbesserung 
der Information von Nachbarstaaten über geplante Vorhaben beitragen. 
So gibt es auf dem Gebiet kemtechnischer Einrichtungen besondere 
Informationsabsprachen nüt Dänemark, den Niederlanden, Frankreich 
und der Schweiz; das Saarland veröffentücht Anträge auf Genehmigung 
der dem Immissionsschutzrecht, unterhegenden Anlagen regelmäßig 
auch im beanchbarten Ausland. Ganz besondere Bedeutung kommt der 
Richtiinie des Rates der Europäischen Gemeinschaften über die 
„Umweltverträgüchkeitsprüfung bei bestimmten öffenthchen und priva- 
ten Projekten" (ABL der EG Nr. L 175/40 vom 5. Juli 1985) zu, die in 
Artikel 7 die gegenseitige Information der Nachbarstaaten über Projekte, 
die erhebhche Auswirkungen auf die Umwelt des jeweüs anderen Mit- 
ghedstaates haben können, vorsieht. 

Stellungnahmen sowie Wünsche nach Teünahme am Erörterungstermin 
von seiten grenznah wohnender Ausländer werden, soweit bekannt, in 
keinem Bundesland zurückgewiesen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


20. Abgeordnete 
Frau 
Geiger 
(CDU/CSU) 


In wie vielen Fällen wurden gegen Bundestags- 
abgeordnete der CDU und CSU wegen Beschul- 
digungen, die mit ihrer pohtischen Tätigkeit Zu- 
sammenhängen, seit der 9. Wahlperiode Ermitt- 
lungsverfahren eingeleitet, und in wie vielen 
Fällen davon haben sich die Beschuldigungen 
als unbegründet erwiesen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 17. März 1986 

Aus den Unterlagen des Bundesministeriums der Justiz ergibt sich: 

Seit Beginn der 9. Wahlperiode wurden in 30 Fällen Ermittlungsverfahren 
gegen Bundestagsabgeordnete der CDU und CSU wegen Beschuldigun- 
gen, die mit ihrer pohtischen Tätigkeit zusammenhingen, eingeleitet. 

Als Fälle, in denen sich die Beschuldigung „als unbegründet erwiesen" 
hat, sind zu nennen: 

- elf Fälle, die gemäß § 170 Abs. 2 der Strafprozeßordnung, d. h. in aller 
Regel mangels hinreichenden Tatverdachts, eingestellt worden sind; 

- in einem Fall ein rechtskräftiger Freispruch. 

In vier Fällen wurde das Verfahren aus anderen rechtlichen Gesichts- 
punkten beendet, ohne daß eine Strafe verhängt wurde. 

In 14 Fällen hegt dem Bundesminister der Justiz eine Mitteilung über den 
Abschluß des Verfahrens nicht vor; diese Verfahren dürften durchweg 
noch nicht abgeschlossen sein. 
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21. Abgeordnete 

Frau 

Holfmann 

(Soltau) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Möglich- 
keit, daß im Zuge des gesetzgeberischen Verfah- 
rens oder auf dem Verordnungswege die Ge- 
richtsvollzieher größere Kompetenzen bei der 
Forderungseintreibung erhalten und auch gege- 
benenfalls personell verstärkt werden, damit die 
dem Staat und den Unternehmen entstehenden 
finanziellen Schäden eingedämmt werden, gese- 
hen vor dem Hintergrund der Tatsache, daß For- 
derungseintreibungen über Gerichtsvollzieher 
nach gängiger Praxis wenig Aussicht auf Erfolg 
haben und fast nur symbolischen Charakter in 
bezug auf das Vorliegen eines einklagbaren Ti- 
tels besitzen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 19. März 1986 


Im Bundesministerium der Justiz wird eine Novellierung des Zwangs- 
vollstreckungsrechts mit dem Ziel vorbereitet, die Zwangsvollstreckung 
unter Wahrung der berechtigten Belange der Schuldner wirkungsvoller 
zu gestalten. In die Überlegungen werden die Möglichkeiten für eine 
Verbesserung der Rechtsgrundlagen für die Vollstreckungstätigkeit der 
Gerichtsvollzieher einbezogen. 

Daß diese Tätigkeit auch jetzt schon zu nicht ganz unbedeutenden 
Ergebnissen führt, läßt die Statistik erkennen. Die Gerichtsvollzieher 
haben im Jahre 1984 mehr als 1,5 Milliarden DM an die Gläubiger 
abgeführt; hinzu kommen die Gelder, die auf Grund von Zwangsvoll- 
streckungsmaßnahmen der Gerichtsvollzieher von Schuldnern oder Dritt- 
schuldnern unmittelbar an die Gläubiger gezahlt worden sind (Deutsche 
Gerichtsvollzieher Zeitung 1985 S. 143). 

Da die Neugestaltung des Zwangsvollstreckungsrechts umfangreiche 
und gründliche Vorarbeiten erfordert, wird in dieser Legislaturperiode 
ein Entwurf nicht mehr vorgelegt werden können. 


22. Abgeordnete 

Frau 

Dr. Hamm-Brücher 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung etwas über Herkunft, 
Auflage und Verbreitung einer Broschüre von 
Emil Maier-Dom (J. Reiss Verlag) „Zu von 
Weizsäckers Ansprache vom 8. Mai 1985" be- 
kannt, in deren Vorwort es u. a. heißt: „Wohl 
kaum eine Ansprache hat im deutschen Volk 
soviel Empömng ausgelöst, wie die des Bundes- 
präsidenten von Weizsäcker. Daher bin ich auch 
von allen Seiten aufgefordert worden, eine ge- 
bührende, geschichtlich untermauerte Erwide- 
mng zu erstellen . . . Diese Schrift sollte, durch 
Ihre tatkräftige Hilfe, wie ein Vulkan aus dem 
Meer von Täuschung und Lüge steigen und bei- 
tragen, daß unser verratenes Volk wieder auf 
den tragenden Gmnd der historischen Wahrheit 
gestellt wird. " ? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 21. März 1986 

Die von dem NPD-Mitglied Emü Maier-Dorn verfaßte Broschüre „Zu von 
Weizsäckers Anprache vom 8. Mai 1985" wurde 1985 in mehreren tau- 
send Exemplaren hergestellt. Die ungefähre Auflagenhöhe könnte bei 
etwa 5 000 liegen. 
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23. Abgeordnete Gibt es Erkenntnisse, ob weitere Pamphlete die- 

Frau ser Art in der Bundesrepublik Deutschland ver- 

Dr. Hamm-Brücher breitet werden, und wenn ja, welche? 

(FDP) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 21. März 1986 

Weitere Schriften, die sich - wie die Broschüre von Maier-Dorn - aus- 
schließlich mit der Rede des Bundespräsidenten zum 8. Mai 1985 befas- 
sen, sind der Bundesregierung nicht bekannt. Wohl aber hat die Rede 
sehr negative Kritiken in der „Deutschen National-Zeitung“ und dem 
„Deutschen Anzeiger" erfahren. 

Der Bundesregierung ist allerdings eine Fälschung der Rede des Bundes- 
präsidenten bekanntgeworden, die von einem „Gesamtdeutschen Hei- 
matbund" nüt Sitz in Wolfsburg verbreitet worden sein soll. Hierin wird 
dem Bundespräsidenten rechtsextremistisches Gedankengut in den 
Mund gelegt. Die Bundesregierung hat diese „Rede" an die zuständige 
Landesjustizverwaltung mit der Bitte weitergeleitet, einen Bericht der 
Staatsanwaltschaft zu veranlassen. 

24. Abgeordneter 

Jahn 

(Marburg) 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 20. März 1986 

Die Fassung des § 9 a der Verordnung über das Erbbaurecht ist in dem 
Bericht des Rechtsausschusses des Deutschen Bundestages in Drucksa- 
che 7/1285 vorgeschlagen worden, ln diesem Bericht ist (im folgenden 
verkürzt wiedergegeben) u. a. ausgeführt: 

Der vom Ausschuß zunächst ins Auge gefaßten Regelung, die an den 
Preisindex für die Lebenshaltung anknüpfte, stünden wirtschafts- und 
währungspolitische Bedenken entgegen. Die Mehrheit des Ausschusses 
schlage deshalb eine Regelung vor, die „ihrer Ansicht nach zwar auf eine 
, Änderung der allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse’ abstellt und 
dadurch ein gegenüber der Fassung des Regierungsentwurfs größere 
Klarheit und Bestimmtheit der Billigkeitsvorschrift begründet, aber die 
währungspolitischen Bedenken vermeidet". 

Eine Feststellung, daß eine Erhöhung der Erbbauzinsen über den Anstieg 
der Lebenshaltungskosten hinaus grundsätzlich als unbillig anzusehen 
sein sollte, ist in dem Bericht jedenfalls nicht ausdrücklich getroffen. 
Dagegen hat in der anschließenden 2. Lesung des Deutschen Bundesta- 
ges einer der Berichterstatter u. a. ausgeführt: 

„Diese Vorschrift bei der Billigkeitsprüfung, die Entwicklung der 
allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse als Obergrenze zu 
beachten, soll nicht dazu dienen, einen Index einzuführen. Diese 
Formulierung soll aber klarmachen, daß Zinsanhebungen - mögen 
sie im Einzelfall noch so begründet sein - dann nicht zugelassen 
werden, wenn sie aus dem Rahmen der allgemeinen Steigerungs- 
rate, die wir innerhalb der Volkswirtschaften haben, herausfallen. " 


Kann die Bundesregierung bestätigen, daß mit 
der Anpassungsklausel in § 9 a Erbbaurechtsver- 
ordnung in Drucksache 7/1285 vom 28. Novem- 
ber 1973 eine Regelung geschaffen werden soll- 
te, die eine Erhöhung der Erbbauzinsen über 
den Anstieg des Lebenshaltungsindexes hinaus 
in der Regel grundsätzlich als unbillig ansieht 
und eine ausdrückliche Bezugnahme auf den 
Lebenshaltimgsindex in der genannten Vor- 
schrift lediglich aus wirtschafts- und währungs- 
politischen Bedenken unterblieb? 
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Die damalige Bundesregierung hatte sich in der Begründung zum Regie- 
rungsentwurf und in ihrer Gegenäußerung zu einem entsprechenden 
Vorschlag des Bundesrates dagegen ausgesprochen, auf die Entwicklung 
der Lebenshaltungskosten abzustellen. Sie hatte für ihre Haltung außer 
währungs- und wirtschaftspolitischen auch andere Gründe angeführt 
(Drucksache 7/118). 

Welche Folgerungen aus der Entstehungsgeschichte des Gesetzes im 
einzelnen zu ziehen sind, muß der Prüfung der mit der Rechtsanwendung 
befaßten Stellen überlassen bleiben. Die Bundesregierung kann eine 
Bestätigung des in ihrer Frage bezeichneten Inhalts nicht abgeben. 


25. Abgeordneter 

Jahn 

(Marburg) 

(SPD) 


Teüt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die herrschende Rechtsprechung, die die in § 9 a 
Erbbaurechtsverordnung verwendete Formulie- 
rung „Änderung der allgemeinen wirtschaft- 
lichen Verhältnisse" dahin gehend auslegt, daß 
darunter der Mittelwert aus der Entwicklung der 
Lebenshaltungskosten und bestimmter Brutto- 
verdienste zu verstehen ist, mit der ursprüngli- 
chen Intention des Gesetzgebers nicht in Über- 
einstimmung zu bringen ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 20. März 1986 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht, weü sie die in Frage 24 
unterstellte Intention des Gesetzgebers nicht bestätigen kann. 


26. Abgeordneter Teüt die Bundesregierung ferner die Auffassung, 

Jahn daß nach den Grundsätzen der Deutschen Bun- 

(Marburg) desbank bei der Entscheidung über Genehmi- 

(SPD) gungsanträge nach § 3 des Währungsgesetzes 

vom 9, Juni 1978 auch eine Anpassungsklausel 
nicht gegen § 3 des Währungsgesetzes verstößt, 
in der als Obergrenze für die Erhöhung des Erb- 
bauzinses die Entwicklung des Preisindexes für 
die Lebenshaltung unter BiUigkeitsge sichts- 
punkten festgelegt wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 20. März 1986 

Nach den erwähnten Grundsätzen der Deutschen Bundesbank ist mit der 
Genehmigung einer Klausel über die Anpassung von Erbbauzinsen, nach 
welcher der geschuldete Betrag von der künftigen Entwicklung der 
Lebenshaltungskosten (einem Preisindex für die Lebenshaltung) abhän- 
gig sein soll, u. a. zu rechnen, wenn die wiederkehrenden Leistungen für 
die Dauer von mindestens zehn Jahren zu entrichten sind. Diese zeitliche 
Voraussetzung wird bei entsprechenden Wertsicherungsklauseln bei 
Erbbaurechtsverträgen meist erfüllt sein. 

Die Frage, ob eine Anpassungsklausel der Genehmigung nach § 3 des 
Währungsgesetzes bedarf und ob mit der Genehmigung gerechnet wer- 
den kann, kann jedoch zuverlässig nur beurteilt werden, wenn der Inhalt 
der Klausel im einzelnen bekannt ist. 


27. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung schließlich die Auffas- 

Jahn sung, daß die herrschende Rechtsprechung zu 

(Marburg) § 9 a Erbbaurechtsverordnung für den Erbbau- 

(SPD) nehmer zu unbilligen, vom Gesetzgeber so nicht 
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gewollten Ergebnissen führt, und hält sie es für 
erforderlich, die Vorschrift so zu ändern, daß 
derartige unbillige Ergebnisse durch die Recht- 
sprechung vermieden werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Erhard 
vom 20. März 1986 

Die Bundesregierung teüt bei den gegenwärtig bestehenden Verhältnis- 
sen nicht die Auffassung, daß die erwähnte Auslegung des § 9 a der 
Erbbaurechtsverordnung durch die Rechtsprechung bei der Begrenzung 
der Auswirkungen von Anpassungklauseln zu unbilligen Ergebnissen 
führt. Bei Verträgen aus weiter zurückliegender Zeit können zwar unter 
Umständen prozentual erhebliche Steigerungen in Betracht kommen. 
Hier sind dann aber die Ausgangswerte in der Regel gering, so daß es 
nicht zu untragbaren Belastungen der Erbbaurechtsnehmer kommt. Die 
Bundesregierung hält eine Änderung der Vorschrift nicht für erforderlich. 

Soweit in der Frage auf die vom Gesetzgeber gewollten Ergebnisse 
abgestellt wird, verweise ich auf die Antwort zu Frage 24. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


28. Abgeordneter 

Ranker 

(SPD) 


Wie hoch ist der Anteü (in Milliarden DM und in 
V. H.), den die Bundesländer und die Gemeinden 
1986 bis 1989 an den zusätzÜchen Kosten des 
Famüienlastenausgleichs, also den familienpoh- 
tischen Maßnahmen und den steuerlichen Kin- 
derfreibeträgen, zu tragen haben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hälele 
vom 17. März 1986 

Durch das Steuersenkungsgesetz 1986/88 vom 26. Juni 1985 sind fami- 
lienfreundliche Maßnahmen ab 1. Januar 1986 in Kraft getreten, die bei 
Bundesländern und Gemeinden in den Rechnungsjahren 1986 bis 1989 
anteüsmäßig zu folgenden Steuerausfällen führen (in Millionen DM): 



Länder 

Gemeinden 

1986 

2 053 

656 

1987 

2312 

737 

1988 

2 307 

736 

1989 

2 307 

736 


Nähere Einzelheiten ergeben sich aus der nachstehenden Tabelle. 

Neben den unmittelbaren Steuerausfällen haben die Gemeinden im 
Rahmen des kommunalen Finanzausgleichs folgende mittelbare Ausfälle 
zu tragen (in Millionen DM) : 

1986 382 

1987 430 

1988 429 

1989 429 

Diese mittelbaren Ausfälle führen in gleicher Höhe zu Entlastungen bei 
den Ländern. 

An den gesamten Steuerausfällen auf Grund dieser Maßnahmen sind die 
Bundesländer mit einem Anteil von 43,6 v. H. und die Gemeinden mit 
13,9 V. H. beteiligt (hierbei wurde der Anteil der Stadtstaaten den Län- 
dern zugerechnet). Einschließlich der mittelbaren Auswirkungen im Rah- 
men des kommunalen Finanzausgleichs entfallen auf die Länder 
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35,5 V. H. und auf die Gemeinden 22 v. H, der Ausfälle. In diesem Zusam- 
menhang ist darauf hinzuweisen, daß der Umsatzsteueranteil der Länder 
ab 1. Januar 1986 zu Lasten des Bimdes um einen halben Punkt erhöht 
worden ist. 

Von den ab 1986 beschlossenen sonstigen familienfreundlichen Maßnah- 
men, die Haushaltsausgaben (z. B. Kindergeldzuschlag, Erziehungsgeld, 
Erziehungszeiten in der Rentenversicherung) verursachen, sind die Län- 
der und Gemeinden nicht betroffen. Der Bund hat hierfür jährlich Mehr- 
kosten in Höhe von rund 2,5 Milliarden DM zu tragen (mit steigender 
Tendenz). 


Finanzielle Auswirkungen familienpolitischer Maßnahmen 
im Bereich der Einkommensteuer 

(Steuersenkungsgesetz 1986/88) 


Lfd. 

Nr. 




Steuerausfälle in Millionen DM in den Rechnungsjahren 



Maßnahmen 


1986 



1987 



1988 



1989 




insg. 

Länder 

Gern. 

insg. 

Länder 

Gern. 

insg. 

Länder 

Gern. 

insg. 

Länder 

Gern. 

1 

Erhöhung des 
Kinderfreibetrages 
von bisher 432 DM 
auf 2484 DM 
je Kind unter 

Wegfall der 
Kinderadditive 

4400 

1918 

612 

4 800 

2 093 

667 

4 800 

2093 

667 

4 800 

2 093 

667 

2 

Anhebung des 
Haushaltsfrei- 
betrages 
von 4 212 DM 
auf 4 536 DM 

40 

17 

6 

50 

22 

7 

50 

22 

7 

50 

22 

7 

3 

Änderung der Aus- 
bildungsfreibeträge 

240 

105 

33 

300 

131 

42 

300 

131 

42 

300 

131 

42 

4 

Verbesserung der 
steuerlichen 
Berücksichtigung 
von Unterhalts- 
leistungen 

20 

9 

3 

100 

44 

14 

100 

44 

14 

100 

44 

14 

5 

Verdoppelung der 
Grenze für 
das Realsplitting 
von 9 000 DM 
auf 18000 DM 

10 

4 

2 

50 

22 

7 

40 

17 

6 

40 

17 

6 

6 

Insgesamt 

4710 

2 053 

656 

5 300 

2312 

737 

5290 

2 307 

736 

5 290 

2 307 

736 


29, Abgeordneter Kann die Bundesregierung erklären, warum sie. 

Ranker wie in der Studie des Bundesministeriums der 

(SPD) Finanzen über die Staatsverschuldung -darge- 

legt, von der Konsolidierungspolitik Abstand 
nimmt und sich zu einer Steuerpolitik entschei- 
det, die zwar zu einem historischen Tiefstand der 
Steuerquote, aber zu der astronomischen Größe 
der Staatsverschuldung von 1 000 Milliarden DM 
für den Gesamtstaat im Jahr 1995 führt? 


30. Abgeordneter Kann die Bundesregierung erklären, wie sich in 

Ranker der Modellrechnung in der Verschuldungsbro- 

(SPD) schüre des Bundesministeriums der Finanzen 

der Finanzierungssaldo des öffentlichen Gesamt- 
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haushaltes im Jahr 1989 von 29 Milliarden DM 
zusammensetzt, zumal diese Summe noch wei- 
testgehend durch den im Finanzplan des Bundes 
aufgezeigten Finanzierungssaldo in Anspruch 
genommen wird und für eine Nettokreditaufnah- 
me der Länder und Gemeinden kein entspre- 
chender Raum mehr ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. März 1986 

In der Modellrechnung der BMF-Studie „Aufgaben und Ziele einer 
neuen Finanzpolitik - Grenzen staatlicher Verschuldung" wird zahlen- 
mäßig dargestellt, daß durch konsequente Ausgabenbegrenzung in den 
öffentlichen Haushalten sowohl weitreichende Steuerentlastungen als 
auch ein weiterer Abbau der Finanzierungsdefizite erreicht werden kann. 
Der Erfolg der Konsolidierungsanstrengungen wird in überzeugender 
Weise auch sichtbar an der Entwicklung des Schuldenstandes der öffent- 
lichen Haushalte im Verhältnis zum Bruttosozialprodukt. Bei Berücksich- 
tigung der in der Modellrechnung genannten Annahmen vermindert sich 
der Schuldenstand des öffentlichen Gesamthaushalts in v. H. des Brutto- 
sozialprodukts von rund 41 v. H. im Jahr 1986 auf rund 34,5 v. H. im Jahr 
1995. Demgegenüber hat sich im Zeitraum von 1973 bis 1982 dieser 
Anteü von 18 v. H. auf 37,9 v. H. erhöht. 

Ausgangspunkt der Modellrechnung über die Entwicklung der öffent- 
lichen Haushalte bis 1995 ist eine Projektion des Öffentlichen Gesamt- 
haushalts bis 1989, in der die Empfehlungen des Finanzplanungsrats zur 
mittelfristigen Finanzpolitik berücksichtigt sind. Dabei ist für den Bund 
die Haushaltsentwicklung entsprechend der mittelfristigen Finanzpla- 
nung mit einem Ausgabenwachstum von 2,9 v. H. p. a. in den Jahren 
1987 bis 1989 enthalten. Für Länder und Gemeinden wurde in diesem 
Zeitraum eine etwas weniger strikte Ausgabenlinie angenommen. 


31. Abgeordneter 

Purps 

(SPD) 


Trifft es zu, daß der Finanzierungssaldo des öf- 
fentlichen Gesamthaushalts, der in der Modell- 
rechnung des Bundes in derBMF- Broschüre über 
die Grenzen der Staatsverschuldung für 1989 
noch mit 29 Milliarden DM ausgewiesen ist, bis 
1992 vollständig abgebaut wäre und noch rund 
20 Milliarden DM für Steuersenkungen „übrig" 
wären? 


32. Abgeordneter 

Purps 

(SPD) 


Ist es richtig, daß nach einer Rechnung wie beim 
BMF-Modell mit einer 5 v. H.- Zuwachsrate und 
einer entsprechenden Steuerzuwachsrate von 
6 V. H. bis 1995 die Steuerquote von 23,5 v. H. 
auf 24,9 V. H. steigen würde, falls zwischenzeit- 
lich keine Steuersenkungen vorgenommen 
würden? 


33. Abgeordneter 

Purps 

(SPD) 


Müßten beim BMF-Modell und entsprechender 
Steueraufkommensentwicklung nicht 1995 
41 Milliarden DM an „heimlichen Steuererhö- 
hungen zurückgegeben" werden, damit die 
Steuerquote nicht ansteigt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 14. März 1986 

Das Bundesministerium der Finanzen hat in seiner Studie zu den „Aufga- 
ben und Zielen einer neuen Finanzpolitik - Grenzen staatlicher Verschul- 
dung'' modellhaft eine Entwicklung der öffentlichen Haushalte bis 1995 
vorgestellt, wie sie sich unter den dort genau definierten Annahmen 
ergeben könnte. Diese Modellrechnung soll quantitativ verdeutlichen, 
wie durch eine Politik der strikten Ausgabenbegrenzung sowohl eine 
deutliche Absenkung der Steuer- und Abgabenquote als auch eine 
schrittweise Verringerung der öffentlichen Defizite erreicht werden 
könnte. 

Dies hätte sich selbstverständlich auch mit alternativen Rechenbeispielen 
auf der Basis anderer Annahmen zeigen lassen. Auf eine Aneinanderrei- 
hung von Varianten wurde jedoch verzichtet, da darunter die Verdeutli- 
chung der Grundaussage eher gelitten hätte. 

Im übrigen wäre die Annahme überproportional zum Bruttosozialprodukt 
steigender Steuereinnahmen, wie sie Ihrer Fragestellung zugrunde liegt, 
nach Ansicht der Bundesregierung nicht angebracht. Wie das Beispiel 
der späten 70er und frühen 80er Jahre zeigt, können unrealistische 
Einschätzungen zur Ursache für erhebliche finanzpolitische Fehlentwick- 
lungen werden. 

34. Abgeordneter 

Esters 

(SPD) 


Wie hoch war das Verhältnis von Investitionen 
des öffentlichen Gesamthaushalts zur Nettokre- 
ditaufnahme des öffentlichen Gesamthaushalts 
in absoluten Zahlen und in v. H. in den 80er 
Jahren, wenn man nicht die von der Deutschen 
Bundesbank speziell für die Geldvermögens- 
rechnung angewandte Abgrenzung zugrunde 
legt (vgl. BMF- Schriftenreihe Heft 36, S. 27), 
sondern die allgemein anerkannte und übhche 
Methode der volkswirtschaftlichen Gesamtrech- 
nung? 


35. Abgeordneter 

Esters 

(SPD) 


36. Abgeordneter 

Esters 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Voss 
vom 18. März 1986 

An der von Ihnen angeführten Stelle der BMF-Studie „Aufgaben und 
Ziele einer neuen Finanzpolitik - Grenzen staatlicher Verschuldung" 
wird die Ersparnisbildung der Gebietskörperschaften im Jahr 1982 ange- 
sprochen. Sowohl in der Geldvermögensrechnung der Deutschen Bun- 
desbank als auch in der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung ist die 
Ersparnis eines volkswirtschaftlichen Sektors definiert als Überschuß der 


Welches sind die Gründe, die den Bundesmini- 
ster der Finanzen und die Deutsche Bundesbank 
veranlassen, von der allgemein üblichen Ab- 
grenzungsmethode der volkswirtschaftlichen 
Gesamtrechnung abzuweichen und mit wel- 
chem Ergebnis? 


Gibt es sachliche Gründe, warum die Bundesre- 
gierung die von ihr bisher verfolgte Konsohdie- 
rungspolitik in Form der Rückführung der Netto- 
kreditaufnahme nicht weiter fortführen und 
statt dessen „historische Tiefstände" (a. a. O. 
S. 43) bei der Steuerpohtik erreichen will? 
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laufenden Einnahmen über die laufenden Ausgaben. Auf Grund der 
definitorischen Zusammenhänge läßt sich die Ersparnis eines Sektors 
auch - wie in der Studie - errechnen aus den Nettoinvestitionen und dem 
Saldo der Vermögensübertragungen abzüglich des Finanzierungssaldos 
des Sektors. Die Geldvermögensrechnung der Deutschen Bundesbank 
und die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung weisen für die Ersparnis 
der einzelnen Sektoren die gleichen Beträge aus. 1982 betrug die Erspar^ 
nis der Gebietskörperschaften nach den neuesten Berechnungen des 
Statistischen Bundesamtes und der Deutschen Bundesbank 3,12 Milliar- 
den DM, d. h. es wurde entspart. 

Setzt man die Bruttoinvestitionen der Gebietskörperschaften in der 
Abgrenzung der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung zur Nettokredit- 
aufnahme der Gebietskörperschaften in Beziehung, so ergeben sich fol- 
gende Größen: 



Gebietskörperschaften 




Anteü der Brutto- 


Brutto- 

Nettokredit- 

investitionen 


investitionen 

aufnahme 

an der Netto- 
kreditaufnahme 


Müliarden DM 

Milliarden DM 

V. H. 

1980 

52,8 

53,8 

98,2 

1981 

48,9 

69,6 

70,3 

1982 

44, 1 

68,2 

64,6 

1983 

40,5 

56,2 

72,1 

1984 

40,9 

49,8 

82,2 

1985 

41,3 

40,0 

103,3 


Für die Bundesregierung bedeutet Konsolidierungspolitik nicht nur 
Rückführung der öffentlichen Defizite. Der Bundesminister der Finanzen, 
Dr. Stoltenberg, führte bereits in seiner Haushaltsrede vom 10. November 
1982 aus, daß zu den Grundsätzen zukünftiger Finanzpolitik „auch eine 
investitions- und leistungsfördernde Ausgestaltung der Steuerpolitik" 
gehört. Angesichts der nicht hinnehmbaren Deckungslücke im Bundes- 
haushalt bei Übernahme der Regierungsverantwortung mußte allerdings 
zunächst der Defizitabbau Vorrang haben. Die in der Studie dargestellte 
längerfristige finanzpolitische Strategie ist darauf gerichtet, die Staats- 
ausgaben-, die Kreditfinanzierungs- und die Steuerquote weiter abzusen- 
ken. Alle drei Ziele sollen zu mehr Investitionen, mehr Wachstum und 
mehr Beschäftigung führen und sind daher nicht voneinander zu trennen. 

Bei weiteren Fortschritten zur Gesundung der Staatsfinanzen kann also 
neben einer deutlichen Verminderung der Vorbelastung der Haushalte 
durch Zinsausgaben auch eine Verringerung der Steuerbelastung 
erreicht werden, um so die Voraussetzungen für mehr Initiative, Lei- 
stungsbereitschaft, Investitionen und Beschäftigung zu verbessern. Damit 
wird die bisher verfolgte Konsolidierungspolitik fortgeführt. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


37. Abgeordneter 

Ruf 

(CDU/CSU) 


Teüt die Bundesregierung die Meinung eines 
Beamten im Bundesministerium für Wirtschaft, 
der laut Stuttgarter Zeitung vom 24. Februar 
1986 in einem vwd-Gespräch gesagt hat, die 
„bundesdeutschen Handwerkskammern sind 
dafür verantwortlich, daß gründungs willigen 
Bundesbürgern die Lust auf Selbständigkeit 
gründlich ausgetrieben wurde " ? 
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38. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung ferner die Aussage 

Ruf des in Frage 37 genannten Beamten, „daß die 

(CDU/CSU) Handwerkskammern oft in krasser Form ihre 

Machtpositionen mißbrauchen, um neue Kon- 
kurrenten für das Handwerk entweder gar nicht 
auf den Markt zu lassen oder sie schnell wieder 
hinauszudrängen " ? 


Teilt die Bundesregierung ferner die Aussage 
des in Frage 37 genannten Beamten, daß „an- 
statt sechs bis neun Jahren Ausbüdungszeit bis 
zum Meistertitel eine Anlernzeit von ein bis zwei 
Jahren ausreiche", wenn der Meistertitel „über- 
haupt nötig" sei? 


Gedenkt die Bundesregierung, arbeitsrechthche 
oder sonstige Konsequenzen aus den Aussagen 
eines Beamten im Bundesministerium für Wirt- 
schaft zu ziehen, falls sie die Meinung des Beam- 
ten nicht teüt, um künftig derartige unhaltbare 
Behauptungen in der Öffentlichkeit zu verhin- 
dern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Grüner 
vom 18. März 1986 

Der betroffene Beamte hat in dem in der Stuttgarter Zeitung vom 
24. Februar 1986 zitierten vwd-Gespräch ausdrücklich darauf hingewie- 
sen, daß es sich bei den in dem Interview mitgeteilten Bewertungen um 
seine persönliche Auffassung handelt. Dies kommt allerdings in dem 
Zeitungsbericht nicht zum Ausdruck. 

Die Bundesregierung teilt nicht die pauschalen Behauptungen, daß die 
Handwerkskammern zum Schutz des Handwerks vor unerwünschten 
Wettbewerbern die Gründung selbständiger Existenzen verhindern oder 
erschweren und diese nicht auf den Markt lassen oder wieder hinaus- 
drängen. 

Die Handwerkskammern haben ohnehin keine entsprechenden Befug- 
nisse oder Möglichkeiten. Für Entscheidungen über die Aufnahme hand- 
werklicher Tätigkeiten, insbesondere über Ausnahmen vom Erfordernis 
der Meisterprüfung, und Maßnahmen bei unzulässiger Handwerksaus- 
übung sind nicht die Handwerkskammern, sondern die Verwaltungs- 
behörden der Länder in eigener Verantwortung zuständig, im Streitfall 
die unabhängigen Gerichte. 

Die Bundesregierung teilt auch nicht die Ansicht, daß generell eine 
Anlernzeit von ein bis zwei Jahren ausreiche. Dies güt ledighch für 
einfache Tätigkeiten von untergeordneter Bedeutung, die deshalb keine 
Meisterprüfung erfordern. Wer Tätigkeiten anstrebt, die den Kernbereich 
eines Handwerks ausmachen, muß selbstverständlich die für den großen 
Befähigungsnachweis notwendige Ausbildung absolvieren. 

Die Bundesregierung sieht keine Veranlassung, dienstrechtliche Konse- 
quenzen zu ziehen, da der Beamte lediglich seine persönliche Meinung 
geäußert hat und dies durch das Grundrecht auf freie Meinungsäußerung 
gedeckt ist. Im Handwerksbereich des Ministeriums ist er nicht mehr 
tätig. 


40. Abgeordneter 

Ruf 

(CDU/CSU) 


39. Abgeordneter 

Ruf 

(CDU/CSU) 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 


41. Abgeordneter Von welchem Datum stammen die jüngsten Ver- 

Dr. Rose träge mit der CSSR in Sachen „Holzimporte"? 

(CDU/CSU) 


42. Abgeordneter 
Dr. Rose 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Preiszu- 
sammenbruch auf dem ostbayerischen Holz- 
markt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. von Geldern 
vom 17. März 1986 


Über den Import von Holz gibt es zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und der CSSR keine Verträge. Der Außenhandel mit Holz ist liberali- 
siert. 

Wie Ihnen bekannt ist, hatte die Bundesregierung im Gefolge der Sturm- 
schäden vom November 1984 jedoch auf die wichtigsten Holzexportlän- 
der eingewirkt, um sie zur Zurückhaltung in ihrem Export zu uns zu 
Veranlassen. Insgesamt waren diese Bemühungen erfolgreich: Unsere 
Importe an Nadelholz - Nadelrohholz und Nadelschnittholz umgerechnet 
in Rohholzäquivalente — gingen im vergangenen Jahr gegenüber 1984 
um 9 V. H., gegenüber 1983 sogar um über 20 v. H. zurück. 

Nicht die versprochene Zurückhaltung hat dagegen die CSSR geübt. 
Durch eine aggressive Preisgestaltung drückte sie im vergangenen Jahr 
10 V. H. mehr Nadelroh- und Nadelschnittholz ins Bundesgebiet als 1984. 
Dadurch erhöhte sie ihren Anteil an dem gesamten Import an Nadelroh- 
und Nadelschnittholz von 10,6 v. H. im Jahr 1984 auf 12,9 v. H. im ver- 
gangenen Jahr. 

Um den Einfluß dieser Importe auf den deutschen Markt besser abschät- 
zen zu können und um mehr Licht in die schwer durchschaubaren 
Zusammenhänge von Preisen, Mengen, Qualitäten und Lieferbedingun- 
gen zu bringen, hat die Bundesregierung das Bundesamt für gewerbliche 
Wirtschaft angewiesen, ein beschleunigtes Preisprüfungsverfahren der 
Nadelschnittholzimporte aus der CSSR durchzuführen. 

Ein regionaler Preiszusammenbruch für Rohholzsortimente auf dem ost- 
bayerischen Holzmarkt ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Im Verlauf des vergangenen Jahres sind aber im Bundesgebiet insgesamt 
die Rohholzpreise - insbesondere bei Fichtenstammholz - auf Grund des 
umfangreichen Angebots infolge der Sturmschäden sowie auf Grund der 
verhaltenen Nachfrage infolge der Situation der Bau- und Holzwirtschaft 
stark zurückgegangen. 

Beim schwachen Nadelstammholz, beim Laubstammholz sowie bei Indu- 
strieholz hat sich die Nachfragesituation inzwischen verbessert. Auch 
beim Nadelstammholz - insbesondere aus neuem Einschlag - zeichnet 
sich regional eine Verbesserung der Nachfrage ab. In Bayern deuten die 
Verkaufserlöse der Versteigerungen und der seit Jahresfrist getätigten 
Vor- und Nachverkäufe für Nadelstammholz aus dem Staatswald auf eine 
Erholung der Preise hin. Sie haben aber den Stand vor dem Sturmwurf 
noch nicht wieder erreicht. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers 
für innerdeutsche Beziehungen 


43. Abgeordneter 

Schröer 

(Mülheim) 

(SPD) 


Welche konkreten Bemühungen hat die Bundes- 
regierung in den letzten drei Jahren imternom- 
men, lun zu einer Aufhebung der von der DDR 
verfügten Reisebeschränkung für Bundesbürger 
innerhalb des Sperrgebietes an der Grenze zwi- 
schen der DDR und der Bundesrepubhk 
Deutschland zu gelangen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Hennig 
vom 14. März 1986 

Die Bundesregierung muß bei ihren Bemühungen um Abhilfe von folgen- 
der Situation ausgehen, ohne sie hinzunehmen: 

Das Sperrgebiet innerhalb der DDR an der innerdeutschen Grenze wurde 
im Juni 1952 errichtet. Es umfaßt seitdem, von der Grenzlinie aus gese- 
hen, einen KontroUstreifen (10 Meter), einen Schutzstreifen (500 Meter) 
und eine durchschnittlich 5 Kilometer breite Sperrzone. 

Personen, die ihren ständigen Wohnsitz im Grenzsperrgebiet haben, 
dürfen selbst von Angehörigen aus der DDR nur mit besonderer Geneh- 
migung besucht werden. Im KontroU- und im Schutzstreifen dürfen sich 
Zivilpersonen ohne amtiichen Auftrag überhaupt nicht aufhalten. Wohn- 
möglichkeiten gibt es dort für sie nicht mehr. 

Personen aus der Bundesrepublik Deutschland wurde und wird die 
besuchsweise Einreise in das gesamte Grenzsperrgebiet der DDR fast 
ausnahmslos nicht gestattet, auch nicht zu engsten Angehörigen, nicht 
einmal bei schwerer Erkrankung oder im Todesfall. 

Die Bundesregierung hat deshalb die Regierung der DDR bei allen 
geeigneten Gelegenheiten darauf hingewiesen, daß die Maßnahmen im 
Grenzsperrgebiet in jeder Hinsicht unangemessen und für die unmittel- 
bar Betroffenen äußerst hart sind. 

Außerdem wurden der Regierung der DDR ständig Einzelfälle unterbrei- 
tet, in denen um Abhilfe ersucht wurde. Dabei handelte es sich vorwie- 
gend um folgende Anliegen: 

- Betagte Personen mit Wohnsitz in der Bundesrepubhk Deutschland 
baten um die Möglichkeit, ihren Heimatort und die Gräber von engen 
Angehörigen noch einmal besuchen zu dürfen. 

- Personen aus der Bundesrepubhk Deutschland machten zur Begrün- 
dung ihres Einreisewunsches geltend, daß die zu besuchende Person 
im Grenzsperrgebiet nachweisüch gebrechhch war und deshalb selbst 
nicht reisen konnte. 

- Personen aus der Bundesrepublik Deutschland machten geltend, daß 
sie einen lebensgefährlich erkrankten nahen Angehörigen besuchen 
oder an einer Beerdigung teünehmen wollten. 

In ganz wenigen Einzelfällen gelang es, auf Grund einer Intervention 
Besuchsaufenthalte für einen Tag im Grenzsperrgebiet zu erreichen. 
Es handelte sich dann um Besuche bei einem lebensgefährlich 
erkrankten Elternteil oder zur Beerdigung von Vater oder Mutter. 

Verantwortlich für den derzeitigen Zustand ist die Regierung der DDR. 
Die Bundesregierung wird ihre Bemühungen um Abhilfe in Kenntnis der 
Schwierigkeiten intensiv und beharrlich fortsetzen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für Arbeit 
und Sozialordnung 


44. Abgeordneter Ist der Bundesregierung die gefährliche Wirkung 

Marschewski von Lasergeräten in Diskotheken bekannt, die 

(CDU/CSU) nach Auskunft von Augenmedizinem durch ihre 

Lichtbhtze in ungünstigsten Fällen die Netzhaut 
„unwidemifhch zerstören" können, und ist be- 
absichtigt, gegen die Anwendung derartiger 
Geräte vorzugehen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Vogt 
vom 14. März 1986 

Die von Dr. Reginald Bimgruber an der Universität München durchge- 
führten Untersuchungen über die Schädüchkeit von Laserstrahlen sind 
der Bundesregierung bekannt. Die Bundesregierung ist der Auffassung, 
daß die auf Grund dieser Untersuchung gemachten Aussagen hinsicht- 
lich der in Diskotheken eingesetzten Laserstrahlen und von ihnen ausge- 
henden Gesundheitsgefährdungen zutreffen können, wenn die Unfall- 
verhütungsvorschrift „Laserstrahlen" nicht eingehalten wird. Das direkt 
oder durch Reflexion von spiegelnden Rächen in das Auge einfallende 
Laserlicht kann Augenschäden hervorrufen. Wegen dieser Gefähr- 
dimgsmöglichkeiten sind in der Bundesrepublik Deutschland spezielle 
Schutzvorschriften erlassen worden. 

Wichtige Sicherheitsfestlegungen sind z. B. in der Unfallverhütungsvor- 
schrift „Laserstrahlen" festgelegt. Weitere Schutzvorschriften sind in den 
DIN-Normen Nr. 56912: „Sicherheitstechnische Anforderungen für Büh- 
nenlaser und Bühnenlaseranlagen" sowie in DIN VDE 0837: „Strahlen- 
sicherheit von Lasereinrichtungen" enthalten. 

Der Betrieb von Diskostrahlern ist bei den Arbeitsschutzbehörden anzu- 
zeigen. Das zuständige Gewerbeaufsichtsamt überprüft die Einhaltung 
der Schutzbestimmungen, so daß normalerweise davon ausgegangen 
werden kann, daß die Laser keine Augenschäden verursachen können. 

Insgesamt sind in der Bundesrepublik Deutschland in den letzten Jahren 
elf Unfälle mit Laserstrahlen bekanntgeworden. Es handelt sich jedoch 
hierbei um Unfälle mit leistungsstarken Lasern bei Forschungs- und 
Entwicklungsarbeiten. Bisher sind in Diskotheken keine Unfälle be- 
kanntgeworden. 

Die Bundesregierung wird die Gewerbeaufsicht auf die in Ihrer Frage 
angesprochenen Probleme hinweisen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Jugend, 
Familie und Gesundheit 


45. Abgeordneter 
Heyenn 
(SPD) 


Inwieweit übernehmen die Träger der Sozialhil- 
fe nach § 14 BSHG die Kosten für die Entrich- 
tung von freiwiUigen Rentenversicherungsbei- 
trägen in den Fällen, in denen die freiwillige 
Fortführung der Versicherung infolge der 
Rechtsänderung durch das Haushaltsbegleitge- 
setz 1983 notwendig geworden ist, um einen 
bereits erworbenen Invaliditätsschutz aufrecht- 
zuerhalten? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 17. März 1986 

Nach § 14 Bundessozialhilfegesetz (BSHG) können vom Sozialhilfeträger 
die Kosten für eine angemessene Alterssicherung übernommen werden. 
Maßgeblich für eine Übernahme wird insbesondere sein, ob einerseits 
durch die erreichbare Alterssicherung später eine Entlastung der Sozial- 
hilfe zu erwarten ist und ob andererseits dem Hüfesuchenden zugemutet 
werden kann, auf eine Fortsetzung der Versicherung zu verzichten. 
Erwerbsunfähigkeits- und Berufsunfähigkeitsrenten sichern das Risiko 
der Invalidität ab und können nicht zur Alterssicherung gerechnet wer- 
den. Dies güt grundsätzlich auch, soweit durch die Zahlung freiwilliger 
Rentenversicherungsbeiträge neben Ansprüchen auf Altersruhegeld 
auch Ansprüche auf Erwerbsunfähigkeits- und Berufsunfähigkeitsrenten 
entstehen. Falls also z. B. auf Grund von Mindestbeiträgen zwar ein 
Invaliditätsschutz, aber keine angemessene Alterssicherung erreichbar 
ist, können nach § 14 BSHG keine Kosten übernommen werden. Ist 
dagegen eine angemessene Alterssicherung erreichbar, kommt die Über- 
nahme von Beiträgen nach § 14 BSHG in Betracht mit der Folge, daß 
gleichzeitig das Risiko der Invalidität abgedeckt ist. 

Allerdings könnte in dem Fall, daß keine angemessene Alterssicherung 
erreichbar ist, die Übernahme von freiwilligen Rentenversicherungsbei- 
trägen als vorbeugende Hüfe nach § 6 Abs. 1 BSHG im Rahmen der Hüfe 
zum Lebensunterhalt erwogen werden, wenn - wie hier - die Versiche- 
rung schon vor Eintritt der Hüfebedürftigkeit bestanden hat und wenn 
die besonderen Umstände des Einzelfalles, wie z. B. ein besonderes 
Invaliditätsrisiko oder eine kurze Dauer der Hüfe, dies rechtfertigen. 

Die Sozialhilfeträger entscheiden darüber nach pflichtgemäßem Ermes- 
sen im Einzelfall. Inwieweit in solchen Fällen tatsächlich freiwillige Ren- 
tenversicherungsbeiträge übernommen worden sind, ist nicht bekannt. 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß die 
Übernahme der Rentenversicherungsbeiträge 
durch die Sozialhüfeträger in diesen Fällen nicht 
nur sozialpolitisch sinnvoll wäre, sondern dar- 
über hinaus auch häufig im Eigeninteresse des 
Sozialhüfeträgers liegen würde, weü damit lang- 
fristig Sozialhüfeleistungen überflüssig gemacht 
werden, und wie beurteüt die Bundesregierung 
- auch im Hinblick auf die inzwischen bereits 
erfolgte Korrektur für Beamte- eine mögliche 
Änderung des § 14 BSHG, durch die die Über- 
nahme der Kosten der Alterssicherung in den 
Fällen zwingend vorgeschrieben wird, in denen 
dies zur Erfüllung der Voraussetzungen des Arti- 
kels II § 6 Abs. 2 ArVNG notwendig ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 17. März 1986 

Ob die Übernahme von freiwilligen Rentenversicherungsbeiträgen in den 
in Frage 45 genannten Fällen sinnvoll ist, kann nur unter Berücksichti- 
gung der Besonderheiten des Einzelfalles durch die zuständige Behörde 
beurteüt werden. Die Bundesregierung hält es aber genereU für sinnvoU, 
durch Leistungen der Sozialhüfe den Empfänger soweit wie möglich zu 
befähigen, unabhängig von ihr zu leben. 

Eine Änderung des § 14 BSHG wird im Hinblick auf die in der Antwort 
zu Frage 45 aufgezeigten Möglichkeiten, die dem Individualisierungs- 
grundsatz als einem Grundprinzip der Sozialhüfe Rechnung tragen, nicht 
für zweckmäßig gehalten, zumal auch sonst die Übernahme von Kosten 


46. Abgeordneter 
Heyenn 
(SPD) 
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der Alterssicherung nicht zwingend vorgeschrieben ist. Zu berücksichti- 
gen ist auch, daß die dargestellte Fallgestaltung nur auf einer Übergangs- 
regelung beruht, d. h. nur jene Personen betreffen kann, die am 1. Januar 
1984 bereits Anwartschaften für die Erwerbsunfähigkeits- und Berufsun- 
fähigkeitsrenten erworben hatten. 


47. Abgeordneter Treffen Pressemeldungen zu, wonach die deut- 

Würtz sehe Pharmaindustrie im Jahr 1985 für rund 

(SPD) 360 Millionen DM sogenannte Ärztemuster ver- 

schenken wird, und wenn ja, welche Maßnahme 
gegen diese Unsitte will die Bundesrepublik 
Deutschland ergreifen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 14. März 1986 

Auch nur annähernd verläßliche Angaben über den Wert der Arzneimit- 
telmuster, die von pharmazeutischen Unternehmern an Ärzte abgegeben 
werden, liegen der Bundesregierung nicht vor. Es besteht jedoch kein 
Zweifel, daß die Zahl der den Ärzten zur Verfügung gestellten Arzneimit- 
telmuster das Maß dessen, was zur Erprobung erforderlich und deshalb 
gesetzheh erlaubt ist, bei weitem übersteigt. Dieser Zustand birgt Gefah- 
ren für die Arzneimittelsicherheit, insbesondere wegen der Möglichkeit, 
daß überalterte Muster abgegeben werden oder das Rückrufaktionen der 
Hersteller nicht voll greifen. 

Diese Bewertung liegt dem Erfahrungbericht der Bundesregierung zum 
Arzneimittelgesetz aus dem Jahr 1982 (Drucksache 9/1355) ebenso wie 
dem Beschluß des Deutschen Bundestages vom Dezember 1984 zu die- 
sem Bericht (Drucksache 10/2413) zugrunde. 

Die Bundesregierung sieht es deshalb als wichtiges Ziel des am 13. März 
1986 in erster Lesung beratenen Zweiten Gesetzes zur Änderung des 
Arzneimittelgesetzes an, dem Mißbrauch der Arzneimittelmuster ener- 
gisch entgegenzutreten. Nach dem Regierungsentwurf dieses Gesetzes 
soll unter Berücksichtigung der Ergebnisse der Diskussion des Erfah- 
rungsberichts im Deutschen Bundestag die Anzahl der Arzneimittelmu- 
ster auf sechs Muster im Jahr begrenzt werden. Die gleichzeitig im 
Entwurf vorgesehene Aufzeichnungspflicht, gesondert für jeden Empfän- 
ger, ermöglicht stichprobenweise eine effektive Überwachung. Zudem ist 
eine Bußgeldbewehrung vorgesehen, die der Begrenzung Nachdruck 
verschaffen soll. Diese Verschärfung der Vorschriften gegenüber der 
bisherigen Rechtslage läßt eine erhebliche Einschränkung der Musterab- 
gabe erwarten. 

48. Abgeordneter Wie beurteüt die Bundesregierung die ursprüng- 

Kirschner tiche Absicht einer britischen Agentur mit Sitz in 

(SPD) Kelkheim/Taunus, im Rahmen einer Europa- 

Tournee der Gruppe „The Oddballs" auch in der 
Bundesrepubhk Deutschland eine „Meister- 
schaft" im sogenannten Zwergewerfen zu ver- 
anstalten, unter dem Gesichtspunkt der Wah- 
rung der Menschenwürde und der Integration 
Behinderter in unserer Gesellschaft? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 14. März 1986 

Das im Ausland entstandene „Dwarf-throwing" (Zwergewerfen) bedeutet 
nicht nur eine Mißachtung der Persönlichkeit der kleinwüchsigen Men- 
schen, sondern steht auch in direktem Widerspruch zu dem Gedanken 
der Integration dieser Personengruppe in unsere Gesellschaft. In einer 
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Verfassungsordnung, die sich zu Achtung und zum Schutz der Men- 
schenwürde als oberstem Wert ihrer Verfassungs- und Gesellschaftsord- 
nung bekennt, können derartige Veranstaltungen nicht mehr als bloße 
Geschmacklosigkeit hingenommen werden. 

49. Abgeordneter Auf Grund welcher rechtlichen Grundlagen 

Kirschner könnte nach Auffassung der Bundesregierung 

(SPD) die Aufführung eines solchen Spektakels verhin- 

dert werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 14. März 1986 

Das Schutzbedürfnis der Kleinwüchsigen wird berührt, denn ihnen wird 
eine entwürdigende objekthafte Rolle zur Befriedigung primitiver 
Instinkte der Zuschauer zugewiesen. Das muß selbst dann gelten, wenn 
alle Darsteller den ihnen zugewiesenen Funktionen in der Veranstaltung 
zugestimmt haben. Eine Verhinderung der genannten Veranstaltung 
müßte wegen (polizeirechtlichen) Verstoßes gegen die öffentliche Ord- 
nung erfolgen, 

50. Abgeordneter Um wieviel - absolut und in v. H. - hat sich seit 

Schiatter 1982 bis heute (bzw. die letzten verfügbaren 

(SPD) Zahlen) die Zahl der in der Bundesrepublik 

Deutschland geborenen Kinder verändert, auf- 
geschlüsselt nach Erst- bis Sechstkindem? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 20. März 1986 


Die Zahl der in der Bundesrepublik Deutschland geborenen Kinder hat 
sich wie folgt entwickelt: 



1982 

1983 

1984 

1985 

Lebendgeborene 

insgesamt 

621173 

594 177 

584 157 

584 766 

davon 

nicht ehelich 

52 750 

52 442 

52 998 

53912 

ehelich 

568423 

541735 

531159 

530854 


Ledigtich die ehelichen Lebendgeborenen können nach der Geburten 
folge auf geschlüsselt werden: 



1982 

1983 

1984 

1. Kind 

2. Kind 

3. Kind 

4. Kind 

5. Kind 

6. und 
weitere 
Kinder 

279 872 49,2 v.H. 

196 261 34,5 v.H. 

62 751 11,0 v.H. 

18 035 3,2 v.H, 

6186 1,1 v.H. 

5 318 0,9 v.H. 

267 807 49,4 v.H. 

188252 34,7 v.H. 

59122 10,9 v.H. 

16 859 3,1 v.H. 

5 527 1,0 v.H. 

4168 0,8 v.H. 

257 706 48,0 v.H. 

189 856 35,7 v.H. 

58752 11,1 v.H. 

16157 3,0 v.H. 

5 088 1,0 v.H. 

3 600 0,7 v.H. 

insgesamt 

568423 100,0 V. H. 

541735 100,0 V. H. 

531159 100,0 V. H. 


Für 1985 liegen die nach Geburtenfolge auf geschlüsselten Zahlen noch 
nicht vor. 


51. Abgeordneter Wurde die prognostizierte Geburtenzahl seit 

Schiatter 1983 bei der neuen Familienpolitik unterschrit- 

(SPD) ten oder wurde der Trend gewendet? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 20. März 1986 

Die Bundesregierung hat bisher keine Vorausschätzungen der Geburten- 
entwicklung vorgenommen. Sie hat lediglich Modellrechnungen durch- 
geführt, wobei sie ihren Berechnungen drei unterschiedliche Annahmen 
über die Geburtenentwicklung zugrunde gelegt hat. 

(Modell I: Geburtenhäufigkeit 1978 konstant; 

Modell II: Geburtenhäufigkeit 1978 bis 1979 konstant, dann Abnahme 
von 1980 bis 1990 auf die Nettoreproduktionsrate [NRR] 0,5; 

Modell III: Geburtenhäufigkeit 1978 bis 1979 konstant, dann Zunahme 
der NRR auf 0,8). 

Die Modellrechnungen haben nicht den Charakter von Vorausschätzun- 
gen, sondern sie sollen zeigen, welche demographischen Entwicklungen 
sich unter bestimmten Annahmen über die Geburtenhäufigkeit, die 
Sterblichkeit und die Wanderungen ergeben würden. 


Im folgenden werden die nach Modell I für Deutsche berechneten Gebur- 
tenzahlen der tatsächlichen Geburtenentwicklung gegenübergestellt, 
entsprechend den Berechnungen in der Drucksache 10/863. 



1983 

1984 

1985 

Geburtenzahl 
nach Modell I 

545 300 

555 700 

565 500 

(Deutsche) 

tatsächliche 

Geburtenzahl 

532 706 

529362 

531593 

(Deutsche) 





Grundsätzlich ist darauf hinzuweisen, daß das generative Verhalten einer 
Bevölkerung auf einem komplexen Ursachen- und Beziehungsgefüge 
beruht. Die Geburten nehmen in allen europäischen Industrienationen 
seit der Jahrhundertwende tendenziell ab, in der Bundesrepublik 
Deutschland allerdings seit Ende der sechziger Jahre besonders stark. 
Diese langanhaltende Entwicklung kann nicht kurzfristig umgekehrt 
werden. Außerdem ist darauf hinzuweisen, daß die meisten familienpoli- 
tischen Maßnahmen der Bundesregierung, wie z. B. die für Famüien 
besonders bedeutsame Einführung des Erziehungsgeldes und Erzie- 
himgsurlaubs sowie die Verbesserung des Familienlastenausgleichs, erst 
zu Beginn dieses Jahres in Kraft getreten sind. Mit ihrer Familienpolitik 
versucht die Bundesregierung, die Benachteiligung von Familien abzu- 
bauen und die Bedeutung der Familie für unsere Gesellschaft wieder 
deuüich werden zu lassen. Weitere Verbesserungen für die Familie sind 
für die nächste Legislaturperiode vorgesehen. Die Bundesregierung hofft, 
so eine insgesamt kinderfreundliche Umwelt zu schaffen und den Fami- 
lien zu ermöglichen, so viele Kinder zu haben, wie sie es sich wünschen. 

52. Abgeordneter Um wieviel Milliarden DM ist der Bundeshaus- 

Schiatter halt in den einzelnen Jahren bis 1989 gegenüber 

(SPD) 1982 durch die zurückgehende Kinderzahl entla- 

stet? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 20. März 1986 

Die Frage läßt sich mangels statistischen Materials nicht beantworten - 
auch nicht (als Teilantwort) für den Kindergeldbereich. Die Entwicklung 
der Kindergeldausgaben ist kein ausreichender Anhaltspunkt für eine 
Teilbeantwortung Ihrer Frage, da sich in ihr nicht nur die Entwicklung 
der jährlichen Geburtenzahl, sondern auch die Auswirkung anderer 
Faktoren widerspiegelt. 
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53. Abgeordneter Wieviel Milliarden DM hätte die Bundesregie- 

Schiatter rung im Bundeshaushalt in den einzelnen Jahren 

(SPD) von 1983 bis 1986 rechnerisch dadurch beim 

Kindergeld im Bundeshaushalt mehr aufwenden 
müssen, wenn sie die Kindergeldsätze an die 
reale Kaufkraftentwicklung seit 1982 anqepaßt 
hätte? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Frau Karwatzki 
vom 20. März 1986 

Die Bundesregierung hat bereits in ihrer Antwort auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Dr. Apel u. a. und der Fraktion der SPD - Drucksache 
10/3716- zum Ausdruck gebracht, daß sie es nicht für sinnvoll hält, 
entsprechende fiktive Berechnungen anzustellen. Ich nehme insoweit 
Bezug auf die zu den Fragen A8 bis 10 sowie A 21 der erwähnten Kleinen 
Anfrage gegebenen Antworten (Drucksache 10/3804). 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 


54. Abgeordneter 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Wirksam- 
keit und Einsatzmöglichkeiten von technischen 
Geschwindigkeitsbegrenzungsanlagen im Hin- 
blick auf einen möglichen Sicherheitsgewinn? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 13. März 1986 

Im Hinblick auf einen möglichen Sicherheitsgewinn schätzt die Bundes- 
regierung die Wirksamkeit und Einsatzmöglichkeiten von technischen 
Geschwindigkeitsbegrenzungsanlagen gering ein. 

Das Problem der technischen Geschwindigkeitsbegrenzung kam auch im 
Anhörungsverfahren des Ausschusses für Verkehr des Deutschen Bun- 
destages am 19. September 1984 zum Thema Straßensicherheit zur Spra- 
che. Die Fachleute lehnten seinerzeit technische Einrichtungen zur 
Geschwindigkeitsbegrenzung überwiegend ab, weü eine Kontrolle von 
Geschwindigkeitsüberschreitungen mit Hilfe der Fahrtenschreiber bzw. 
Kontrollgeräte ohnehin schon jetzt möglich ist und erhebliche Geschwin- 
digkeitsüberschreitungen durch diese Fahrzeuge nach bisherigen Erfah- 
rungen kaum festgestellt worden sind. Auch die Bundesanstalt für Stra- 
ßenwesen vertritt die Auffassung, daß ein etwaiger Sicherheitsgewinn 
nicht quantifizierbar ist. 

Die obligatorische Einführung eines Geschwindigkeitsbegrenzers in die 
Straßenverkehrs- Zulassungs-Ordnung (StVZO) wäre nur für die in der 
Bundesrepublik Deutschland zugelassenen Kraftfahrzeuge verbindlich. 
Eine Überschreitung der zulässigen Höchstgeschwindigkeit durch die im 
Ausland zugelassenen Fahrzeuge könnte eine solche Vorschrift jedoch 
nicht verhindern. 

Als Mitgliedstaat der EG wäre die Bundesregierung verpflichtet, eine 
solche Vorschrift bei der Kommission zu notifizieren. 

Die Einführung einer technischen Begrenzung der Höchstgeschwindig- 
keit bei Lastkraftwagen führte außerdem dazu, daß deutsche Lastkraft- 
wagen die in anderen Ländern teilweise höhere zulässige Höchstge- 
schwindigkeit nicht ausfahren und die Unternehmer dadurch wirtschaft- 
liche Nachteile erleiden könnten. 
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55. Abgeordneter 

Fischer 

(Hamburg) 

(CDU/CSU) 


Denkt die Bundesregierung auf Grund mög- 
licher positiver Wirkungen auf die Verkehrssi- 
cherheit daran, technische Geschwindigkeitsbe- 
grenzungsanlagen verbindlich vorzuschreiben, 
gegebenenfalls für welche Fahrzeugkategorien? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 13. März 1986 

Unter Berücksichtigung der oben ausgeführten Argumente beabsichtigt 
die Bundesregierung nicht, technische Geschwindigkeitsbegrenzungs- 
anlagen verbindhch vorzuschreiben. 


Wie beurteüt die Bundesregierung die Meldung 
der Rhein-Zeitung vom 6. März 1986, wonach 
der Präsident der Bundesbahndirektion Köln er- 
klärt haben soll, daß die Deutsche Bundesbahn 
(DB) auf jeden Fall an der Bundesbahnschnell- 
strecke Köln — Limburg — Frankfurt/Main über 
den Westerwald entlang der Autobahn A 3 fest- 
hält, obwohl im Projektbereich der DB derzeit 
über drei Alternativstrecken nachgedacht wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 13. März 1986 

Die Äußerung des Präsidenten der Bundesbahndirektion Köln zur 
Schnellbahnstrecke Köln — Rhein/Main ist in der Rhein-Zeitung vom 
6. März 1986 unzutreffend wiedergegeben worden. Die Bundesregierung 
bestätigt, daß der Bundesverkehrswegeplan 1985 für die vorgesehene 
Neubaustrecke Köln — Rhein/Main noch keine endgültige Trassenfüh- 
rung festlegt. 

Die Deutsche Bundesbahn untersucht zur Zeit - neben der ihrer Anmel- 
dung zum Bundesverkehrswegeplan 1985 vorläufig zugrimde gelegten 
Trasse - zwei weitere Alternativen sowie auch Ausbaumöglichkeiten im 
bestehenden Netz. 

57. Abgeordneter Welchen Wert mißt die Bundesregierung der 

Pauli vom Bundesminister für Verkehr des Landes 

(SPD) Rheinland-Pfalz gegebenen Zusage bei, daß 

Trassenvarianten aufgenommen werden, die Ko- 
blenz einbeziehen, und wie wertet die Bundesre- 
gierung die vom Land Rheinland-Pfalz angebo- 
tene Planungshüfe und Vorlage einer Durchführ- 
barkeitsstudie vor dem Hintergrund der jetzt 
durch den Präsidenten der Bundesbahndirektion 
Köln gemachten öffentlichen Aussagen (vgl. 
Rhein-Zeitung vom 6. März 1986), wonach für 
die Deutsche Bundesbahn keine andere als die 
Westerwaldstrecke in Frage kommt? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 13. März 1986 

Die Bundesregierung mißt Anregungen für alternative Trassenführungen 
und Hilfen der Länder bei der Planung große Bedeutung bei. 

Der Deutschen Bundesbahn (DB) sind Vorschläge und Initiativen des 
Landes Rheinland- Pfalz für Alternativlösungen in der Relation Köln — 
Rhein/Main bekannt; sie werden in die weiteren Überlegungen des Pla- 
nungsträgers DB für eine Neubaustrecke Köln — Rhein/Main einbezogen. 


56. Abgeordneter 

Pauli 

(SPD) 
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58. Abgeordneter 

Senfft 

(DIE GRÜNEN) 


Ist der Bundesregierung die Absicht der Deut- 
schen Bundesbahn (DB) bekannt, zukünftig die 
D-Zug- Verbindung D 877 Hamburg — Saarbrük- 
ken, die mit ihrem Direktanschluß in Eschwege- 
West um 09.38 Uhr nach Frankfurt/Main und 
Saarbrücken zugleich die einzige Möglichkeit 
ist, in der Zeit zwischen 08.28 Uhr und 11.24 Uhr 
von Eschwege nach Bebra zu gelangen und die 
dort bestehenden Zugverbindungen in Richtung 
München und in die DDR zu nutzen, ersatzlos zu 
streichen, und wenn ja, welche Initiativen wird 
die Bundesregierung in die Wege leiten, um si- 
cherzustellen, daß die DB ihre Entscheidung, 
den D 877 ersatzlos zu streichen, im Interesse 
des ohnehin durch die Lage im Grenzraum zur 
DDR benachteiligten Raumes Eschwege zurück- 
nimmt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 14. März 1986 

Nach Angaben der in Fragen der Angebotsgestaltung eigenverantwortli- 
chen Deutschen Bundesbahn wird für den D 877 in der angesprochenen 
Relation von Eschwege nach Bebra ab 1. Juni 1986 täglich ein Eilzug 
(E 3683, Göttingen — Bebra) verkehren, der in Eschwege-West um 
09.22 Uhr abfährt und in Bebra um 09.47 Uhr ankommt. Mit diesem Zug 
werden in Bebra die Anschlüsse zum IC 681 nach München mit Über- 
gang nach Frankfurt/Main in Fulda, zum FD 781 nach Berchtesgaden 
und zum D 455 nach Görlitz erreicht. 

59. Abgeordneter Kennt der Bundesminister für Verkehr die ver- 

Westphal rottete Bausubstanz der Werkstätten des Bau- 

(SPD) hofs des Wasserstraßenmaschinenamtes Herne, 

und wird er dafür sorgen, daß ein Neubau sobald 
wie möglich errichtet wird? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 18. März 1986 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Bausubstanz der größtenteils 
aus dem Jahre 1914 stammenden Werkstattanlagen des Bauhofs Herne 
abgängig ist. Die Rahmenplanung der Örtlich zuständigen Stellen sieht 
deshalb einen an die zwischenzeitlich geänderte Aufgabenstruktur ange- 
paßten Neubau vor. Dem Bundesminister für Verkehr liegt seit dem 
10. März 1986 ein entsprechender Antrag zur Genehmigung vor. Es ist 
beabsichtigt, diesen - betrieblich bedingt stufenweisen - Ersatz kurzfri- 
stig zu genehmigen. 

60. Abgeordneter Ist sichergestellt, daß der nächste Haushaltsent- 

Westphal wurf der Bundesregierung die Mittelansätze für 

(SPD) den Neubau des Bauhofs des Wasserstraßen- 

maschinenamtes Herne enthalten wird, damit 
die Baumaßnahmen 1987 begonnen werden 
können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 18. März 1986 

Der Bundesminister für Verkehr strebt an, die für den Ersatz der Werk- 
stattanlagen des Bauhofs Herne erforderlichen Mittel ab 1987 im Bun- 
deshaushalt zu veranschlagen, damit sicherge stellt wird, daß mit der Aus- 
führung der Baumaßnahmen im Jahre 1987 begonnen werden kann. 
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Trifft es zu, daß die regelmäßig durchgeführten 
Fragebogenaktionen der Deutschen Bundes- 
bahn zur Ermittlung der Kunden wünsche auch 
als Grundlage für Streckenstillegungen dienen, 
wenn ja, sollte der Kunde nicht darauf hingewie- 
sen werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 18. März 1986 

Die Deutsche Bundesbahn führt keine regelmäßigen Fragebogenaktio- 
nen durch. Soweit sie regional oder auf einzelnen Strecken stattfinden, 
haben sie in erster Linie den Zweck, die Kundenwünsche festzustellen. 

Es trifft nicht zu, daß die Aktionen als Grundlage für die Umstellung des 
Schienenpersonennahverkehrs verkehrsschwacher Strecken auf Busbe- 
dienung verwendet werden. 

62. Abgeordneter Treffen Presseaussagen des Regierungspräsi- 

Milz denten Köln zu, der Bundesminister für Verkehr 

(CDU/CSU) lehne eine zusätzliche Anschlußstelle an die A 4 

Köln — Aachen im Bereich des Container-Termi- 
nals Köln- Eifeltor ab, da sie in erster Linie der 
Deutschen Bundesbahn zugute käme? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Schulte 
vom 18. März 1986 

Nein. 

Der Bundesminister für Verkehr mißt dem kombinierten Verkehr große 
verkehrspolitische Bedeutung bei. In diesem Zusammenhang spielt die 
Leistungsfähigkeit der Umladebahnhöfe eine große Rolle. Daher hat er 
dem Vorschlag für eine verbesserte Anbindung des Containerbahnhofs 
Köln- Eifeltor an die Autobahn A 4 Aachen — Köln durch Bau einer zusätz- 
lichen Anschlußstelle im Grundsatz zugestimmt. Einzelheiten der techni- 
schen Gestaltung und der Finanzierung werden z. Z. mit dem Land 
Nordrhein-Westfalen, der Deutschen Bundesbahn und der Stadt Köln 
abgestimmt. 

Geschäftsbereich des Bundesministers für das Post- 
und Fernmeldewesen 

Wie überwacht die Bundesregierung als Bau- 
herr, daß die zur Zeit beim Neubau des Bundes- 
ministeriums für das Post- und Fernmeldewesen 
beschäftigten 42 Nachunternehmer (Subunter- 
nehmer) mit etwa 50 Arbeitskräften (Antwort der 
Bundesregierung auf meine Frage 108, Druck- 
sache 10/5195) ihren gesetzlichen Verpflichtun- 
gen zur Zahlung von Steuern und Sozialabgaben 
nachkommen und die gewerberechtlichen Vor- 
aussetzungen erfüllen, oder überläßt die Bun- 
desregierung die Überprüfung der Nachunter- 
nehmer allein den Hauptauftragnehmern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Rawe 
vom 20. März 1986 

Die mit der Ausführung und Abwicklung der Baumaßnahme „Neubau 
BMP" beauftragte Oberpostdirektion Köln überwacht, daß die Nachun- 
ternehmer (Subunternehmer) Mitglied der Bauberufsgenossenschaft 


63. Abgeordneter 

Conradi 

(SPD) 


61. Abgeordneter 

Vahlberg 

(SPD) 
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sind. Dazu hat der Hauptauftragnehmer zunächst die beabsichtigte Über- 
tragung der Nach Unternehmerleistungen anzuzeigen, die schriftliche 
Zustimmung zu beantragen und die Mitgliedsnummer der Bauberufsge- 
nossenschaft des Nachuntemehmers mitzuteilen. 

Weitergehende Prüfungen in bezug auf die Zahlung von Steuern, Sozial- 
abgaben usw. sind Sache des Hauptauftragnehmers, der allein Ver- 
tragspartner der auftragvergebenden Stelle ist. 

Das vorgenannte Verfahren entspricht den Vergaberichtlinien der bau- 
vergebenden Ressorts des Bundes. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau 


64. Abgeordnete 

Frau 

Hoffmann 
(Soltau) 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 20. März 1986 

Die Bundesregierung strebt nach wie vor die Errichtung einer zentralen 
Gedenkstätte für die Opfer der Kriege und der Gewaltherrschaft an. Sie 
hält eine maßgebliche Beteiligung des Deutschen Bundestages für uner- 
läßlich. Die Bundesregierung hat deshalb ihre bisherigen Überlegungen 
zum Inhalt und zur Gestaltung der Gedenkstätte den Fraktionen des 
Deutschen Bundestages übermittelt, als Standort ein Grundstück in der 
Gronau vorgeschlagen und im übrigen im Bundeshaushalt finanzielle 
Vorsorge für die Durchführung eines Ideenwettbewerbs getroffen. 


In welchem Planungs Stadium befindet sich nach 
Kenntnis der Bundesregierung die Errichtung 
einer nationalen Mahn- und Gedenkstätte? 


Welche gesetzlichen Vorschriften regeln be- 
schränkend den Abriß von Produktionsstätten 
der chemischen Industrie, in denen Dioxine/Fu- 
rane als unerwünschte Nebenprodukte herge- 
stellt wurden bzw. bei deren Abbruch solche 
Stoffe entstehen können? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 20. März 1986 

Nach den Bauordnungen der Bundesländer bedürfen nicht nur Errich- 
tung, Änderung und Nutzungsänderung baulicher Anlagen einer förmli- 
chen Genehmigung, sondern auch deren Abbruch. Auch für den 
Abbruch baulicher Anlagen gilt, daß die öffentliche Sicherheit und Ord- 
nung, insbesondere Leben oder Gesundheit, nicht gefährdet werden 
dürfen und daß die allgemein anerkannten Regeln der Technik zu beach- 
ten sind. 

Die zuständigen Behörden der Bundesländer haben bei der Erteilung von 
Abbruchgenehmigungen neben den im engeren Sinne baurechtlichen 
Bestimmungen auch alle einschlägigen Vorschriften aus anderen Rechts- 
bereichen zu beachten. Hierzu gehören insbesondere die Vorschriften 
zum Immissionsschutz, zum Arbeitsschutz, über den Transport gefährli- 
cher Güter und über die Abfallbeseitigung. 

Beispielsweise gilt hinsichtlich des Arbeitsschutzes: Soweit beim Abriß 
von Produktionsstätten gefährliche Arbeitsstoffe frei werden können. 


65. Abgeordneter 
Schulte 
(Menden) 

(DIE GRÜNEN) 
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sind die allgemeinen Arb eitsschutzvor Schriften der Arbeitsstoffverord- 
nung zu beachten. Die Arbeitsstoffverordnung soll noch in diesem Jahr 
durch die Gefahrstoffverordnung abgelöst werden, deren Entwurf derzeit 
im Bimdesrat beraten wird. Der Verordnungsentwurf der Bundesregie- 
rung enthält im Anhang III Nr. 3 Arbeitsschutzvorschriften für gefähr- 
liche Dioxine und Furane, so z. B. die Pflicht zur Benutzung persönlicher 
Schutzausrüstungen. 

HinsichÜich des Transports gilt das Gesetz über die Beförderung gefährli- 
cher Güter nüt den dazu erlassenen verkehrsträgerspezifischen Verord- 
nungen, wie z. B. die Gefahrgutverordnung Straße. Bei Einhaltung dieser 
Vorschriften ist sichergestellt, daß der Transport ohne Beeinträchtigung 
von Mensch und Umwelt durchgeführt wird. 

Hinsichtlich der Abfallbeseitigung gelten die allgemeinen Vorschriften 
des Abfallbeseitigungsgesetzes. Sie regeln die Entsorgung von Bau- 
schutt, Erdaushub oder chemischen Produkten aus Rückständen stillge- 
legter Produktionsstätten. Als Abfall dürfen danach die genannten Stoffe 
je nach dem Grad ihrer Kontamination mit Schadstoffen nur mit einer 
besonderen Beförderungsgenehmigung in einer dafür zugelassenen 
Abfallbeseitigungsanlage behandelt, gelagert oder abgelagert werden. 


66, Abgeordneter 

Schulte 

(Menden) 

(DIE GRÜNEN) 


Welche Sicherheitsvorschriften sind nach An- 
sicht der Bundesregierung bei den stillgelegten, 
dioxinrelevanten Produktionsstätten der Firmen 
Boehringer (Hamburg) und Dynamit Nobel 
(Rheinfelden) zu beachten, und zwar bezogen 
auf Abriß, Transport und Entsorgung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Jahn 
vom 20. März 1986 

Für die Behandlung der genannten konkreten Fälle sind die Behörden 
der Bundesländer Hamburg und Baden- Württemberg zuständig. Diese 
Behörden entscheiden nach den einschlägigen Rechtsgrundlagen (vgl. 
Antwort zu Frage 65) und bestimmen alle unter Berücksichtigung der 
konkreten Situation im einzelnen erforderlichen Auflagen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Forschung 
und Technologie 


67. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, in absehbarer 

Kraus Zeit im Sinne einer umweltfreundlichen Umwelt- 

(CDU/CSU) poÜtik, die Voraussetzungen für den Bau eines 

nuklearen Heizreaktors als Versuchs- oder Püot- 
projekt zu prüfen und gegebenenfalls zu för- 
dern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Probst 
vom 19. März 1986 

Zur Zeit gibt es eine ganze Reihe von Vorschlägen und Entwürfen für 
nukleare Heizreaktoren zur Versorgung von Fernheizungssystemen, die 
in ihrer Funktionsweise zum Teü erheblich voneinander ab weichen. Bei 
allen Entwürfen wird aber versucht, eine möglichst große inhärente 
Sicherheit bei möglichst niedrigen Kosten zu erreichen. Die Bundesregie- 
rung begrüßt die Absicht, durch Einsatz von Kernenergie zu einer siche- 
ren und umweltfreundlichen Wärmeversorgung beizutragen. 
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Der Bundesregierung ist bekannt, daß zur Zeit von einem Forschungsin- 
stitut eine Untersuchung vorbereitet wird, mit der die Voraussetzungen 
für den Einsatz von nuklearen Heizreaktoren geprüft werden soll. Dabei 
soll auch in einer Fallstudie für ein existierendes Fernwärmenetz unter- 
sucht werden, ob ein nuklearer Heizreaktor angeschafft werden könnte, 
wenn in einigen Jahren die vorhandenen Wärmeerzeuger ersetzt werden 
müssen. Der Bundesregierung ist ein Zuwendungsantrag für die Durch- 
führung der Untersuchung an gekündigt worden. Da es sich um eine neue 
Technologie mit einem besonderen Potential für den Umweltschutz han- 
delt, ist die Bundesregierung grundsätzlich bereit, eine solche Untersu- 
chung zu fördern. 


Bonn, den 21. März 1986 
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